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Krise auf österreichisch
"Die Zahl der Beschäftigten in Österreich steigt", so klopft sich die Regierungs­
partei selbst auf die Schulter. "Die Arbeitslosigkeit steigt, und sie wird noch
weiter steigen", malt die ÖVP schwarz. Wie ist die Situation auf dem Arbeits­
markt nun wirklich?

März 1976 März 1975 März 197't

Zahl der Beschäftigten 2,640.069 2,634.686 2,620.031

davon Gastarbeiter
(nach offiziellen Angaben)

155.472 184.262 210.701

Arbeitslose 76.1tJ8 60.569 49.171

Offene Stellen 26.367 35.533 57.296

Diese Statistik ist natürlich etwas
frisiert. Etwa 24.000 Karenzurlau ­
berinnen werden erst seit 1975 zur
Zahl der Beschäftigten gerechnet.
Seit der Steuerreform von 1973 ist es
für Selbständige, aber auch für Un­
selbständige mit freiberuflichem Ne­
beneinkommen günstig, die Ehefrau
als Angestellte anzugeben; die Zahl
der so jährlich dazukommenden Be­
schäftigten wird auf 5.000 geschätzt.
Während also die zahl der Beschäf­
tigten trotz Rezession ziemlich sta­
bil geblieben ist, steht einer starken
Abnahme der Gastarbeiterzahl eine
deutliGh gestiegene Arbeitslosigkeit
gegenüber. Man kann aus diesen Zah­
len errechnen, daß in den letzten
beiden Jahren für etwa 70.000 Öster­
reicher Arbeitsplätze geschaffen wer­
den hätten müssen - was nicht ge­
lungen ist. Die Zunahme der in­
ländischen Arbeitsplätze ergibt sich
aus Grenzgängern und österreichi­
schen Gastarbeitern, die ihre Stellen
in der BRD und der Schweiz verloren
haben, aus dem anhaltenden Rück­
gang der Selbständigen und daraus,

daß gerade jetzt die starken Jahr­
gänge um 1960 ins Berufsleben ein­
treten.

Aus den angeführten Zahlen könnte
der Eindruck entstehen, als hätte die
Verminderung der Gastarbeiter eine

größere Arbeitslosigkeit der Öster­
reicher verhindert. Das stimmt nicht.
Außer in der Bauwirtschaft sind fast
nirgends Österreicher an Stelle ge­
kündigter Gastarbeiter getreten.
Hauptsächlich waren die Ausländer
ja., außer am Bau, in der Industrie
beschäftigt, wo fast in allen Berei­
chen eine Abnahme an Arbeitskräf­
ten festzustellen ist, besonders in
der Textilindustrie, die den höchsten
Gastarbeiteranteil hatte. Die zu­

sätzlichen Arbeitsplätze für Öster­
reicher dagegen liegen im Dienst­
leistungssektor , besonders beim Han­
deI und im Öffentlichen Dienst (der
endlich viele schlechtbezahlte
Posten besetzen konnte), aber auch
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All das hat dazu geführt. daß die Ar­
beitslosigkeit in Österreich derzeit
vor allem ein regionales und ein
Spartenproblem ist. Arbeitslos sind
vor allem Steirer, Kärntner und

(ebenso hoch wie die Zahl der Kurz­
arbeiter während des höchsten Stan­
des im März 1975), für heuer plante
das Sozialministerium eine Auf­
stockung der Mittel, um Sonder­
schulungen fm 10.000 Arbeitnehmer
durchführen zu können. Immerhin,
eine wesentliche versteckte Arbeits­
losigkeit zeigen diese Zahlen nicht.
Bedenklicher ist eine Presserneldung
vom letzten Juli, wonach die Indu­
strieproduktion je Arbeitsstunde stark
gefallen sei; daß also Beschäftigte
gehalten würden, für die in der Pro­
duktion kein Bedarf ist, die mit
ständigem Zusammenkehren der Be­
triebsräume, betriebsinternen Schu­
lungen etc. "beschäftigt" werden.
Die verstaatlichte Industrie machte
das z. T. auf höheren Befehl, in der
Privatindustrie sagte man sich, daß
es besser sei, eine Zeitlang nicht be­
nötigte Arbeitskräfte zu "horten", als
bei Einsetzen der nächsten Kon­
junktur erst neue, nicht eingearbei­
tete Leute zu suchen.

Banken und Versicherungen stellten
trotz "Krise" mehr Leute ein als je
zuvor. Diese fortdauernde Expan­
sion des tertiären Sektors ist, zu­
sammen mit der Einführung der
40 -Stunden -Woche am 1.1.1975
einer der Gründe, warum die zahl
der Arbeitslosen bei Einheimischen
niedrig gehalten werden konnte.
Die im europäischen Durchschnitt
relativ niedere Gesamtarbeitslosig­
keit ist der Tatsache zu "danken",
daß die Regierung ihre cha uvinisti­
sche Arbeitsmarktpolitik gründlich
durchführt; nachdem sie die Unter ­
nehmer verpflichtet hatte, ohne
Rücksicht auf soziale, ja selbst auf
betriebliche Gründe als erste die
Gastarbeiter zu kündigen, war der
logische nächste Schritt, durch
Nichtverlängerung oder Entzug von
Arbeits- und Aufenthaltsgenehmi­
gungen die arbeitslosen, also nur
noch lästigen "Tschuschen" abzu·
schieben.(Trotzdem liegt die Ar­
beitslosenrate der Ausländer jetzt
bei 4,5 Prozent, gegenüber knapp
3,5 Prozent bei den Inländern!)
Am deutlichsten wird das in Vorarl­
berg, wo der (schwarze) Arbeiter­
kammer-Präsident Jäger und die Ver­
treter der Industrie als Gegner einer
allzu restriktiven Gastarbeiterpoli­
tik auftreten (sicher nicht aus Näch­
stenliebe), während der Leiter des
Landesarbeitsamtes, der SP-Bonze
Neururer Betrieben, die Ausländer
beschäftigen, keine Kurzarbeit zu­
gestehen will: Die Kurzarbeiterunter­
stützung sei nicht dazu da, der Auf­
rechterhaltung eines hohen Standes
an Gastarbeitern zu dienen. In der
oben stehenden Tabelle wurden die
Kurzarbeiter nicht angeführt, und
zwar mit gutem Grund: eine größere
Anzahl von Kurzarbeitern gab es nur
in der ersten Jahreshälfte 1975. Dann
entdeckte man die Möglichkeit der
"Sonderschulungen": An ein oder
zwei Tagen in der Woche werden dit:
Arbeiter bei 70 Prozent Lohnersatz
(bezahlt vom Sozialministerium)
über Betriebsangelegenheiten, Wa­
renkunde, aber auch Sozialversiche­
rungs - und Lohnsteuerrecht belehrt.
Der große Vorteil für die Regierung:
diese Arbeitskräfte scheinen in kei­
ner Statistik auf. Für letzten Herbst
wurde ihre zahl auf 8.000 geschätzt

Krise auf österreichisch

weil wir Widersprüche auf­
decken, Erfahrungen ins
Bewußtsein rufen, Proble­
me verallgemeinern, die
die Überlebtheit, ja Le­
bensgefährlichkeit des Ka­
pitalismus offenlegen ­
bei uns in Österreich und
in der Welt. Links, weil
wir die Sackgassen in der
Entwicklung der sogenann­
ten sozialistischen Länder
auch als solche kennzeich­
nen.

links,
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Man muß den wirklichen Druck noch
drüc kender machen, indem man ihm
das Bewußtsein des Drucks hinzufügt,
... man muß diese versteinerten Ver­
hältnisse dadurch zum Tanzen brin­
gen, daß man ihnen ihre eigene
Melodie vorsingt!

off e n si v, weil Verhältnisse, die
drücken, sich nicht von
selbst ändern.

offensiv links - solidarischmit
allen Kämpfen gegen Aus­
beutung und Unterdrücku~,

solidarisch mit allen 12­
wegungen für den Sozialis­
mus.

Kontonummer:
223-102-976, Länderbank Wien.
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Wie wird' s weitergehen? Kommt der
Konjunkturaufschwung bald, dann
wird wegen der geringen Auslastung
der Industriebeschäftigten, aber auch
der Unternehmerpolitik (1975 wurden
69 Prozent der Investitionen für Ra­

tionalisierungsmaßnahmen, aber nur
15 Prozent für Betriebsausweitungen
verwendet) noch einige Zeit verge­
hen, bis die Industrie in größerem
Umfang Leute einstellt. Bleibt die
Wirtschaft noch länger im Tief, so
ist mit Abbaumaßnahmen zu rechnen,
die Österreich auf dem Gebiet der
Arbeitslosenzahlen Europareife be­
scheren werden.

Burgenländer; da Metallindustrie,
Holzindustrie und Bauwesen beson­
ders stark betroffen sind. Dazu kommt,

daß hier keine Verschleierung der
Arbeitslosigkeit durch Hinauswurf
großer Mengen von Ausländern mög­
lich ist, hier müssen nicht nur Vor­
arbeiter und Angestellte, sondern
auch die Hilfsarbeiter in der Dienst­
leistung untergebracht werden. In
den anderen Bundesländern ist in den
Zentralräumen die Lage weniger kri­
tisch; in entlegeneren Gebieten
(Waldviertel, westliches Oberöster­
reich, Lungau, Osttirol) liegen die
Arbeitslosenraten deutlich über dem
Landesdurchschnitt.

Daneben sind einzelne Gruppen be­
sonders betroffen. Im Februar 1976
etwa waren fast 30 Prozent der Arbeits­
losen Bauarbeiter - gegen knapp
20 Prozent zwei Jahre vorher. Die
zweite von Saisonarbeitslosigkeit im
Winter geplagte Gruppe, die Land-
und Forstarbeiter, stellen dagegen
nur mehr knapp 10 Prozent gegen-

über 13 Prozent. In den Berufen, wo
der Personalabbau am stärksten war,

bei den Textil- und Bekleidungsar­
beitern, ist die zahl der Arbeitslosen
sogar absolut gesunken - zweifellos
als Folge der Gastarbeiterpolitik.
Stark gestiegen ist sie dagegen bei
Stein - und Glasarbeitern, Metallar­
beitern, Holzarbeitern und Nahrungs­
und Genußmittelarbeitern. Aber auch
die Büroberufe bieten keine Sicher­
heit mehr: Die Zahl der Arbeits­
suchenden ist zwar wenig gestiegen,
aber die zahl der offenen Stellen
stark gesunken, so daß auf jede freie
Stelle vier arbeitslose Büroangestellte
kommen.

Schließlich - und auch das erschwert
eine 'klare' Haltung zu Verbesse­
rungen auszuarbeiten - ist die Band­
breite der Verbesserungen nicht fixier-

bar und - das gilt speziell für Öster­
reich - sie werden nicht voll ausge­
nützt.

Sozialminister Häuser hat nun einige
Verbesserungen angekündigt, wie :

Vier Wochen Mindesturlaub
Erhöhung des Ar beitslosengeldes
32. ASVG-Novelle u. a. m.

Allen diesen Vorschlägen setzt das
Kapital Widerstand entgegen. Die
ÖVP-Sprecher warnen davor, Öster­
reich an den Rand des RL:ins zu brin­
gen. Bezeichnend ist die Haltung
des ÖAAB, der ursprünglich wesent­
lich größere Verbesserungen verlang­
te' aber von der ÖVP zurückgepfiffen
wurde. Die Haltung der Unternehmer
zeigt, daß sie vorerst nicht gewillt
sind, Verbesserungen zuzustimmen.
Erst wenn damit der'soziale Frieden'
gerettet werden kann, der ihre Herr­
schaft verlängert, sind sie hereit
, kleine Zugeständnisse' zu machen.

Grundsätzlich, wollen wir uns nicht
von der Arheiterschaft hoffnungslos
isolieren, müssen wir jede Verbes­
serung der Lebensbedingungen der
Arbeiter und Angestellten unterstützen.
Das heißt jedoch nicht, daß wir ver­
zichten können, darauf hinzuweisen,
wie die Verbesserungen erreicht
werden, von wem sie erkämpft wer­
den und welche Auswirkungen sie be­
wußtseinsmäßig haben.In der Theorie ist es jedem Linken

bekannt, daß im Kampf für den So­
zialismus auch der Kam pf zur Errei­
chung von materiellen und sozialm
Verbesserungen für die Arbeiterschaft
im Kapitalismus beinhaltet ist. Re­
formen alleine genügen nicht, aber
ohne Reform keine Revolution. Gleich­
zeitig ist aber auch erkennbar, daß
Reformen dazu führen können, die
Existenz des Kapitalismus erträglicher
zu gestalten und daher zu verlängern.

Nicht von ungefähr versuchte seiner­
zeit der alte Bismarck die Arbeiter­
bewegung mit zwei Waffen zu schla­
gen. Erstens: Die Unterdrückung der
Arbeiterorganisationen durch den
Staatsapparat; zweitens: Die Einfüh­
rung "sozialer Reformen" durch den
Staat, um so die sozialistische Arbei­
terbewegung funktionslos zu machen.
Dieser Hinweis dient dazu, bewußt
zu machen, daß Reformen, auch im
Rahmen bürgerlicher Strategie, eine
bedeutende Rolle zukommen.

In Frankreich und Italien ist die Lin­
ke in der Arbeiterschaft fest verwur­
zelt. Sie ist ein politischer Faktor,
der dadurch auch Inhalt und Charak­
ter von sozialen Verbesserungen und
Reformen mitentscheiden kann. In
unseren Breitekreisen bewegt sich
die Linke (inkl. der KPÖ) bestenfalls
am Rande der Arbeiterschaft und die
linken Gruppen sind, wie seinerzeit
Togliatti über die meisten westeuro­
päischen kommunistischen Parteien
schrieb, mehr oder weniger gute Agi­
ta tionsgruppen. Diese unterschiedli­
che Situation wird besonders im sozial­
politischen Bereich spürbar und führt
zu ernsten ideologischen, aber auch
taktischen Problemen.

Sozialgesetzgebung

Reformen oder
Reformismus?

*P. H.

3



Als konkretes Beispiel sei das Urlaubs­
gesetz angeführt. Ursprünglich hätte
es schon heuer vier Wochen Urlaub
geben sollen. Doch dem Geschrei der
Unternehmer wurde sofort nachgegeben
und die Einführung vorerst auf 1977
verschoben.

Öffentlicher Dienst:

Wie radikal ist
Gasperschitz ?

4

Dieser Gesetzentwurf ist aber schon
von Haus aus, ein Komprorniß mit
den Unternehmern. Nicht nur seitens
der Linken, sondern in weiten Krei­
sen der Arbeiterschaft ist die Forde­
rung nach einer Woche mehr Urlaub,
bzw. nach voller Anrechnung der Vor­
dienstzeiten laut geworden. Es ist ja
auch nicht einzusehen, weshalb ein
Arbeiter oder Angestellter, der in
mehreren Betrieben geschuftet hat,
weniger Urlaub benötigt als derjenige
der nur in einem Betrieb tätig war.

Die Urlaubsfrage wurde jedoch be­
wußt von der Gewerkschaft nicht in
die Betriebe getragen und zur Kampf­
frage gemacht (obwohl sie das herr­
schende System kaum gestürzt hätte),
sondern die Sozialpartnerschaftsme­
chanismen setzten sofort ein. In
kleinen Gremien wird mit dem "So­
zialpartner" der Komprorniß ausge­
handelt, der zweifellos die Grenzen
des Erreichbaren nach unten verlagert.
Dies führt dazu, daß zwar geringe
Verbesserungen bleiben, aber bei
weitem nicht das Mögliche herausge­
holt wird. Damit beraubt man die
Arbeiterschaft ihrer stärksten Waffe:
des gern ein sam e nun d sol i da ­
rischen Kampfes um ihre
Interessen.

Es werden dadurch verheerende bewußt­
seinsmäßige Auswirkungen erreicht.
Illusionen in den bürgerlichen Staat
werden genährt, außerparlamentari­
sche Bewegungen werden diskreditiert
und die Arbeiterschaft entmündigt.

Diese Art der Reformen, auch wenn
sie die eine oder andere Verbesse-
rung mit sich bringen, binden die
Arbeiterschaft stärker an das System.

Darauf müssen wir unsere Agitation
richten, die Grenzen und Gefahren
der Reformen aufzeigen ohne in den
Fehler zu verfallen, den Arbeitern
und Angestellten den Eindruck zu
vermitteln, überhaupt gegen Ver­
besserungen zu sein oder nur Lizita­
tion zu betreiben.

Daß das nicht einfach ist, ist uns be­
wußt, aber es ist die ein z i g e
Chance, politisch von der Arbeiter­

klasse ernst genommen Zu werden.*

S. M.

Der Theaterdonner hat sich gelegt,
der Vorhang ist gefallen. Die Haupt­
darsteller, die ihre Rolle virtuos
gespielt haben - sei es mit Auf-den­

Tisch-hauen, raunzen, beteuern
oder ma ulen - können sich befrie­
digt hinter ihre Schreibtische zurück­
ziehen. Bis zur nächsten Gehaltsrunde.

Der Verlauf des Stückes ist bekannt.
38 Tage hat es gedauert - 38 Tage,
bis auch die Führung der vom ÖAAB
dominierten Gewerkschaft der
öffentlich Bediensteten vom hohen
Roß der Demagogie stieg und das
Ange bot der Regierung mit leisem
Knurren akzeptierte. Noch am 26.
März, einem wahren Kampftag,
hatten alle vier Gewerkschaften des
öffentlichen Dienstes auf ihren am
3. März erstmals vorgelegten For­
derungen - Erhöhungen zwischen
12 und 9 %ab 1. Juli 1976, Lauf­
zeit ein Jahr - so grimmig beharrt,
daß sogar Worte wie "Streik" und
"Demonstration" durch den äster­
reichischen Blätterwald geisterten.

Am 30. März, als Lausecker das
Regierungsangebot präzise formu­
lierte (10,5 bis 6,5 %ab 1. Juli
1976, zusätzlich 1,5 %ab 1. Jänner
1977, Laufzeit bis Ende 1977; na­
türlich bezogen auf Bruttogehälter
bei einer jährlichen Inflationsrate
von 8 0/0) begann die Einheitsfront
der roten und schwarzen Gewerk­
schaftsführer zu zerbrechen.

Die Fraktion sozialistischer Gewerk­
schafter zeigte sich von den Argu­
menten der Dienstgeberseite, daß
Sicherheit eben ihren Preis habe und
man für das Privileg der Pragmati­
sierung (das rund 80 %der 600.000
Betroffenen genießen; diese Prozent­
zahl ist allerdings bezeichnender­
weise im Abnehmen begriffen, weil
in vielen Bereichen praktisch kaum
mehr Pragmatisierungen von Ver­
tragsbediensteten durchgeführt wer­
den) schon ein bisserl Reallohnverlust
in Kauf nehmen müsse, beeindruckt.

Am 1. April stimmte die Gewerk­
schaftsleitung der Eisenbahner, am
5. die der Gemeindebediensteten
und am 7. die der Postbediensteten
dem Regierungsangebot zu. Gasper-

schitz wurde es nun doch vor sich
selbst unheimlich, stand doch nun
gerade er als "Radikaler" allein auf
weiter Flur da. So gaben auch er
und sein Team am 9. April ihre
Zustimmung, den aufsteigenden
bitteren Groll vieler Bediensteter
mit dem Zuckerl bekämpfend, daß
verschiedene Spartenprobleme (vor
allem der Lehrer) noch gesondert
behandelt werden sollen.

Nun kann das Verhalten der sozia­
listischen Gewerkschaftsfraktion
keineswegs überraschen. An die
Politik der SP- Regierung gebunden,
völlig auf Sozialpartnerschaft ein­
geschworen, zwar wachsender Un­
zufriedenheit, aber keinem massiven
Druck der Basis ausgesetzt - standen
ihre Verhandler, von ihrer Warte
aus gesehen, eigentlich nicht ein­
mal vor einem Dilemma. (Daß
der Druck von unten dabei aber sehr
wohl im Zunehmen begriffen ist,
zeigt etwa der Warnstreik der Be­
diensteten der Zentralwerkstätte
Simmering der Wiener Verkehrsbe­
triebe vom 6. April.) Und speziell
in den Sektoren, die zum Bereich
der Gewerkschaft der öffentlich
Bediensteten zählen - allgemeine
Verwaltung, Lehrer usw. - braucht
die SPÖ auch nicht beschwichtigend
leisezutreten; der traditionell über­
wiegend schwarzen Beamtenschaft
eins auszuwischen, tut ihr nicht
weh. Dementsprechend ist ja der
Spielraum für technokratische Re­
formen der SP-Regierung gerade
hier am größten. Das zeigt sich an
den Universitäten, aber auch in dem
- nach Protest der Gewerkschaft
schon vor längerer Zeit aufgeschob­
enem, aber vielleicht noch nicht
ganz aufgehobenem - Lausecker­
Entwurf zum Dienstrecht der Beamten,
mit dem der "Leistungsorientierung"
eine Lanze gebrochen werden sollte.

Der ÖAAB, auf der anderen Seite,
ist in einer bedeutend komplizier­
teren Situation. Scheint es einer­
seits verlockend und leicht, gegen­
über der SP -Regierung eine harte
Lizitationspolitik zu verfolgen, so
darf andererseits nicht vergessen



*H. H.

etwa das Problem der Pragmatisie­
rung und andere Fragen des Dienst­
rechtes intensiv diskutiert. - Es be­
steht sonst die Gefahr, daß richtige
Detailargumente demagogisch vor
den falschen Karren gespannt werden,
dessen Lauf dann nicht nur für die
öffentlich Bediensteten, sondern
allen Lohnabhängigen nichts Gutes

bringt. Während es aber bei den
Universitätslehrern verhältnismäßig
rasch gelungen ist, eine Arbeits­
gemeinschaft aufzubauen, sind in
anderen Bereichen die Schwierig­
keiten bedeutend größer. Dies
trifft vor allem auf die Zentralver ­
waltungen (Ministerien) und die
ihnen nachgeordneten Verwaltungs­
dienststellen (Zollämter, Finanz­
ämter usw.) zu. Zunehmender Ab­
bau von Privilegien und Reallohn­
verlust werden aber in Zukunft auch
die Kollegen in diesem Bereich zu
einer klareren Einschätzung der
Lage zwingen.

Die Diskussion zum Bundeskongreß
der BEWEGUNG FÜR SOZIALISMUS

(föj) wird - außer mit einigen Arti­
keIn in "offensiv links" - in der
Zeitschrift "aspekte" geführt.

"aspekte" Nr. 60 enthält:

Zsolt Patka, Krise und Klassenbe­
wußtsein

Kurt Langbein, Zur Organisations­
frage

Paul Herrmann, Zur Rolle der KPs

Ronny Pohoryles, Strategie und
Organisation

aspekte
FOJ: beMgung für nr 60

i Bestellungen bitte an den "aspekte"­
I Vertrieb. 1040 Wien, Belvedereg. 10,

=="'~~~::;;......L~y~...J...~-1 TeL 65 19 52.

Sich mit diesen Fragen kritisch aus­
einanderzusetzen, ist eine Aufgabe
gewerkschaftlicher Initiativgruppen
im öffentlichen Sektor. In der GAKU
(Gewerkschaftliche Arbeitsgemein ­
schaft kritische Universität), über
die in "offensiv links" schon aus­
führlich berichtet wurde, werden

Bundeskongreß
der
Bewegung für Sozialismus
(föj)

17. bis 19 . Juni 1976

ist klar, daß eine Aufblähung des
Staatsapparates eine Belastung für
die gesamte Bevölkerung darstellt.
Andererseits muß gesagt werden, daß
etwa in den unteren Verwendungs­
gruppen im Staatsdienst die Bezahlung
zum Teil untragbar niedrig ist. Ins­
gesamt sollen Lösungen jedenfalls
nicht unter dem Motto "Gleiches
Unrecht für Alle" zustandekommen.
Eine Verteufelung der Staatsdiener
in den Augen der übrigen werktätigen
Bevölkerung, um Abbaumaßnahmen
in diesem Bereich leichter durch­
führen zu können und Solidarität zu
verhindern, dient nach dem Motto
"Teile und Herrsche" schließlich nur
den Spitzen des Staates, aber auch
der Industrie.

Im April 1975, als von seiten der
ÖVP ein ein- bis dreijähriger Ver­
zicht der österreichischen Werktäti­
gen auf Lohnerhöhungen verlangt
wurde, war vom ÖAAB nicht viel
zu hören. Einen Monat später -
der Stimmenfang für die Wahlen
hatte begonnen - kam Gasperschitz
groß heraus und forderte 12 %Be­
zugserhöhung ab 1. Juli 1976. Schon
bald darauf hörte man allerdings auf
der ÖAAB-Tagung in Wildschönau
andere Töne von ihm: Die Beamten
seien durchaus zu einem Notopfer
bereit. Kein Wunder, denn inzwi­
sehen war ja die ÖVP auf Konzentra­
tionsregierungskurs gegangen.

Als die ÖVP, nach der verlorenen
Nationalratswahl, wenigstens die
Personalvertretungswahl en gewinnen
wollte, erfolgte der nächste Schwenk.
Als Wahlgag präsentierte Gasper-
sc hitz eine Kopie der Metallarbeiter­
forderungen : 10 %Erhöhung, min­
destens jedoch 600. - S. Sc hon am
2. Dezember (dem letzten Wahltag)
wertete er sie allerdings zu einer
Variation unter mehreren möglichen
Gehaltsforderungen ab. Dazu hatte
er einen guten Grund, weil der
Präsident der Bundeskammer der
gewerblichen Wirtschaft, Sallinger,
anläßlich seiner Wiederwahl erklärte,
daß die Lohnerhöhungen 1976 unter
der Inflationsrate bleiben müßten.
Am 17. Dezember wurden in einer
ÖVP- Belangsendung Zahlen angegeben,
die einer Erhöhung von 5 bis 6 0/0
entsprachen. Über die nächste Hinauf­
lizitierung und die letzten Wendungen
der ÖAAB-Politik wurde schließlich
bereits am Beginn dieses Artikels
berichtet.

werden, daß für die Dienstnehmer
günstige Gehaltsabschlüsse im
Staatsdienst in anderen Bereichen
beispielhaft und als Rückhalt für
eigene Forderungen aufgefaßt werden
könnten. Und das kann für die Leute
unangenehm werden, die in der
ÖVP zu bestimmen haben. Schließ­
lich können, abgesehen von diesem
unauflösbaren Widerspruch, auch
taktische Fragen eine große Rolle
spielen, wie folgender Zusammen­
fassung eines Jahres ÖAAB- Wetter­
fahnenpolitik zu entnehmen ist:

Abschließend sei noch vermerkt, daß
natürlich Gewerkschaftspolitik im
Bereich der öffentlich Bediensteten
nicht unproblematisch ist. Die
Pragmatisierung stellt ein echtes
Privileg der Beamten dar; weiters
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»Huber-Haus« :

Mieterkampf in Margareten
Am Freitag, den 9. April 1976 ge­
gen 9 Uhr marschierten zwanzig zum
größeren Teil ältere Leute zum Be­
zirksvorsteher Margaretens. Die Leu­
te kamen nicht um zu huldigen oder
behuldigt zu werden - ihnen ging's
um die Existenzfrage. Es sind alle­
samt Mieter des Hauses Margareten­
straße 88, die da beim Bezirksboß
Johann Walter, SPÖ, vorstellig wur­
den. Der Grund: ein seit drei Jahren
schwebendes KÜlldigungsverfahren
gegen sie, hat ein zum Himmel stin­
kendes Stadium erreicht. Nach 3 Ur­
teilen der verschiedenen Instanzen,
vom Bezirksgericht zum Obersten
Gerichtshof, mit den verschiedensten
Ausgängen und "Rechtssprüchen" wa­
ren die Mieter zusehends verunsichert
worden. Als sich der Hauseigentümer
des, seiner Meinung nach abbruch­
reifen Hauses, noch in Widersprüche
manövrierte - so wurde der Straßen­
trakt renoviert, obwohl den darin
Wohnenden Kündigungsklagen zuge­
gangen sind - nahmen selbst die zu­
rückhaltendsten Pensionistinnen den
guten alten Kampf auf.

Das ist das "abbruchreife" Haus, merkwürdigerweise renoviert ...

*G.W.

hendes, bereits gepölztes Haus ein­
gewiesen, das ebenfalls dem Nazi
gehört. Dieser völlig unzumutbare
Vorschlag trieb die Mieter ein

paar Tage später zum Bezirksvor ­
steher. Der empfing sie überraschend
höflich und versprach, sich für sie
einzusetzen. Trotzdem wird es not­
wendig sein, sich aktiv um die An­
gelegenheit zu kümmern und mit
Nachdruck auf die rechtlich abge­
sicherte Schweinerei hinzuweisen,
die heute Praxis ist um den Ärmsten
und Wehrlosesten der Bevölkerung
noch mehr Blut aus den Adern zu
saugen. Zahlt jetzt eine Frau ca.
500, - Schilling Miete, wird sie nach
den Vorschlägen die bis jetzt ge­
macht wurden bis zu 3.000, - Schil­
ling ohne Betriebskosten zu zahlen
haben - in einem anderen Huber­
Haus.

und es kann sich offensichtlich kein
Bezirksvorstand leisten, mit dem
"Werkzeug-Huber" nicht gut Freund
zu sein.

Ein Brief an die "Margaretner Zei­
tung" brachte wieder Schwung in die
Sache und macht den Mietern Mut.
Als ein Redakteur des ORF davon er­
fuhr, gab's im ÖSterreich-Magazin
einen Beitrag zur Situation. Da hat­
ten die Bewohner die Möglichkeit,
ihren Fall öffentlich darzulegen.
Auch der Hausherr hatte Gelegenheit
sich vorzustellen. Mit Sätzen wie:
"Jeder Jud' wird schäbig, das Haus
ist wie ein alter Jud'" gelang ihm
dies einigermaßen.

Am 2. April erhielten die Mieter
Ersatzwohnungsvorschläge des Haus­
herren. Diese sind Ausdruck schäbig­
ster Mieterausbeutung. So wurde
ein Teil der Leute in ein tatsächlich
abbruchreifes und zur Zeit leerste-

Dabei machte sie und mit ihr die
Mieter die Erfahrung, daß das nicht
so einfach möglich ist. Man ist am
Küniglberg dem Hausherrn zu Kreuz
gekrochen und hat in einer Flut von
Briefen die Mieter hinauskomplimen­
tiert. Nach einem halben Jahr Ver­
tröstung hatten die Leute genug.

Sie begannen sich vorerst abzuspre­
chen. In den Diskussionen kristalli ­
sierte sich eine Sprecherin heraus,
die den Kampf gegen den Hausherrn,
den Magnaten und Kaufmann, "Werk­
zeughuber" - organisierte. Im Som­
mer 1975 nahm sie Kontakt zum ORF
auf, um in der Sendereihe "In eige­
ner Sache" den Fall vorzutragen.

Sie legten Unterschriftenlisten an,
schafften im Alleingang 250 Unter­
schriften und sandten sie dem Bezirks­
herrn • Doch dort sah man sich nicht
genötigt ein Ohr zu rühren. Kein
Wunder, ist doch der Ex-SS-Mann
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Lehrlingsausbildung

Was wird besser?

W.M.

Mit Begründungen wie: "die Attrakti ­
vität der Lehrlingsausbildung stei­
gern", "das Ansehen des Facharbei­
ters heben" und "die berufliche Mo­
bilität fördern", versucht das Jugend­
referat des ÖGB,seine Vorschläge zur
gesetzlichen Neuregelung der Berufs­
ausbildung zu untermauern. Aber sol­
che Begründungen stellen den Kolle­
gen Kinigadner, Hofstetter und Ver­
zetnitsch - so leid es uns tut - doch
ein Armutszeugnis aus.

Natürlich versucht jeder Lohnabhängi­
ge seine Haut so teuer wie möglich
auf dem Arbeitsmarkt zu verkaufen.
Aber, bitteschön, es geht doch wirk­
lieh nicht hauptsächlich darum, daß
die Lohnabhängigen ihre Arbeitskraft
besser anbieten können, sondern da­
rum, sich nicht mehr an jeden daher­
gelaufenen Unternehmer prostituie­
ren zu müssen. Es stellt sich doch
heute immer dringlicher die Frage,
wer, wie, wo, was, wann produzie­
ren läßt. Aber anscheinend überfor­
dern solche Fragestellungen doch die
Kapazität der kleinen Bürokratenhir­
ne dieser Herren. Daß heute Mei­
nung gemacht wird, mittels der Mas­
senmedien und einer auf Hochtouren
laufenden Verblödungsmaschinerie,
scheinen sie aber doch begriffen zu
haben. Und was tun sie dagegen? ..
Gar nichts 1 Jedem seine Kronenzei­
tung und er wird den Kapitalismus
als das Alleinseligmachende akzep­
tieren! Wer hat denn da kräftigst
mitgeholfen,damit die Kronenzeitung
zu dem werden konnte, was sie heute
ist, liebe "Kollegen" Spitzenfunk­
tionäre des ÖGB?

Zynismus beiseite: Worum geht es
in dem vorgelegten Gesetzesentwurf
zur Reform der beruflichen Bildung?
Der im Dreck steckende Karren "Be­
rufsausbildung" soll wieder flott ge­
macht werden. Um den wirtschaft­
lichen Anforderungen gerecht zu wer­
den, muß die Berufsausbildung immer
intensiver durchgeührt werden. Die
kleinbetriebliehe, betriebsspeZifi­
sche Ausbildung ist der größte
Hemmschuh auf dem Weg zu einer
einheitlichen und dem hohen tech­
nischen Niveau angepaßten Be­
rufsausbildung. Einerseits kann die
Großindustrie die im Gewerbe aus­
gebildeten Arbeitskräfte nicht ganz
nach ihren Wünschen einsetzen und

andrerseits haben solche Arbeitskräfte
aufgrund ihrer schlechten Berufsaus­
bildung mit erheblichen Schwierig­
keiten zu rechnen, wenn sie vom Ge­
werbe in die Industrie abwandern.

Vorgeschlagen wird nun die Gründung
eines Bundesinstitutes für Berufsfor­
schung und die Errichtung eines Haupt­
verbandes für Berufsbildung mit ange­
schlossenen Landesberufsbildungsstel­
len. Diese - wie nicht anders mög­
lich - paritätisch besetzten Gremien
werden von ihrer Konzeption her der
Bürokratie nur Vorschub leisten.
(Aber was kann schon dabei heraus­
kommen, wenn Bürokraten planen 1)
Selbstverständlich bedeutet dieser Vor­
schlag schon einen gewissen Fortschritt,
denn bisher lag die Berufsa usbildung
ausschließlich in den Händen der Un­
ternehmer. Demokratische Kontroll­
möglichkeiten soll es auch weiterhin
nicht geben und Vertreter der Arbei­
terjugend sind auch von vorhinein
ausgeschlossen.

Das Bundesinstitut und die Landesbe­
rufsbildungsstellen sollen folgende
Aufgaben haben bzw. für diese sieht
der Gesetzesentwurf folgendes vor:

Erarbeitung von Grundlagen für die
Planung, Organisierung, Durchfüh­
rung und Weiterentwicklung der be­
ruflichen Bildung, Bildungs- und Be­
rufsbildungsberatung allgemein, Be­
rufsberatung ab der 6. Schulstufe für
alle Schultypen, bessere Ausbildung
der Berufsberater , Einteilung der Be­
rufsausbildung in Lehr- und Flächen­
berufe, Erstellung von Berufsbildungs­
vorschriften, Ausstellung bzw. Ent­
ziehung von Lehrberechtigungen, für
lehrberechtigte Unternehmen besteht
Ausbildungspflicht, Lehrgänge für Aus­
bildner, Erleichterungen für den Lehr­
ling, bei der Lösung von Lehrverhält­
nissen, Abhaltung von Zwischen- und
Lehrabschlußprüfungen, Erhöhung des
Lehrlingslohnes auf 40, 60 und 80 0/0

des betreffenden kollektivvertragli­
chen Facharbeiterlohnes, Finanzie­
rung aus Unternehmergeldern, Förde­
rung von zwischen- und überbetrieb­
lichen Lehrwerkstätten.

Um den Bestrebungen des Gesetzes­
entwurfes gerecht zu werden, wird
von der ÖGJ (Österreichische Ge­
werkschaftsjugend) noch vorgeschla­
gen:

Einführung der Gesamtschule, der
Anteil der Berufsschule an der be­
ruflichen Bildung soll 400/0 der Ar­
beitszeit betragen, Reform der Lehr­
pläne und der Berufsschulen über­
haupt und Einführung von allgemein­
bildenden Fächern wie z. B. politi­
sehe Bildung, lebende Fremdsprachen
und Sport als Pflichtgegenstände,
pädagogische Ausbildung der Berufs­
schullehrer, Einführung vo n Berufs­
schullehrgängen für Jugendliche, die
in keinem Ausbildungsverhältnis
stehen.

Also der ÖGJ-Gesetzesentwurf würde
zweifellos Verbesserungen für die
Arbeiterjugend bringen. Deshalb muß
er von uns auch unterstützt werden _
trotz gewisser Kritik.

Auf alle Fälle wurde die Diskussion
über die Berufsausbildung durch den
ÖGJ-Vorschlag wieder angeheiZt.
Wir sollten uns vorbehalten,auch
noch ein kräftiges Wort dabei mitzu­
reden. Denn ohne Zweifel wird der
Gesetzesentwurf nur durch harte Aus­
einandersetzungen mit den Unter­
nehmerverbänden durchzusetzen sein. I

Sowohl der 14. Jugendkongreß als
auch der 8. Bundeskongreß des ÖGB
haben einstimmig die rasche parla­
mentarische Behandlung des Ge­
setzesentwurfs gefordert. Ob das der
richtige Weg ist? Die Unternehmer­
verbände jedenfalls lehnen die Ent­
wurf kategorisch ab. Der ÖGB übt
bisher weise Zurückhaltung - wie so
oft in letzter Zeit. Auf wessen
Kosten diese Zurückhaltung geht, ist
ja schon hinlänglich bekannt. ..

*
Lehrlinge soll man nicht
zum Jausenholen anstellen.
Darum übertrag ich dir jetzt

~ den Einkauf und Transport
~ \ hochwertiger Nahrungsmittel,

( N
' die bestimmt sind für die

Zwischenmahlzeiten unserer

~ ~~:.;:~~""

~iJ4
~ J-' -
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Verstaatlichte Industrie

Rassisten sind gute Handelspartner
Mit der Beteiligung an den dort er­
richteten Werken zieht die VOEST
Profit aus der niederen Lohnstruktur,
dem "sozialen Frieden" und den vor­
handenen Rohstoffen.

*H.S.

Die ökonomischen Verflechtungen

Österreichs (insbesonders der VÖEST,
Simmering Graz Pauker AG, Gebrü­
der Böhler und der verstaatlichten
Banken) mit den Rassistenregimes hat
seinen politischen Preis. Österreich
spielt in der Weltpolitik in diesen
Fragen eine außerordentlich reaktio­
näre Rolle. Österreichs Regierung
trägt Verantwortung dafür, daß die
Minderheitenregimes in Südafrika
und Rhodesien noch ihre Macht be­
haupten können.

Die österreichische Regierung und
die ÖIAG verteidigen ihr Engagement
in Rhodesien und Südafrika mit be­
schäftigungspolitischen Argurnen-
ten. Die Auftragslage für die VOEST
würde gesichert werden, die Rohstoff­
frage geklärt und ein positiver Bei­

trag zur Industrialisierung Rhodesiens
und Südafrikas geschaffen werden.
Diese ersten beiden Argumente sind
immanent widerlegbar. Nur so erklä­
ren sich die Zweifel der VOEST, die
Investitionen im geplanten Ausmaß
auch tatsächlich zu tätigen. Das
dritte Argument ist blanker Hohn.
Geht es durch die ausländischen In­
vestitionen den Schwarzen materiell,
politisch und re chtlich auch nur ein
klein wenig besser oder können da­
mit die herrschenden Regimes noch
mehr ihre ökonomische und politische
Macht festigen?

Kontakte mit Südafrika zu
pflegen, kennen da die öster­
reichischen Behörden keine
Hemmungen. Die PRESSE und
der KURIER lassen sich von süd­
afrikanischen Propagandastellen
für deren Ziele instrumentali­
sieren und bringen skandalöse
Beschönigungsartikel über die­
sen Staat. Der proportionale An­
teile der Auswanderer nach
Südafrika ist der höchste in ganz
Europa.

Die wirtschaftlichen Beziehungen
mit beiden Staaten weiten sich aus.

Rhodesien, das verbal von der UNO
mit einem allgemeinen Wirtschafts­
boykott belegt wurde, steht in engen
Handelsbeziehungen zu ÖSterreich ­
obwohl sich ÖSterreich dem Boykott
der UNO gegen Rhodesien angeschlos­
sen hat, ist die VOEST beim Bau und
der Lieferung von zwei Stahlwerken
beteiligt. Die Investitionskostw der
VOEST übersteigen auch hier eine
Milliarde Schilling. Die Machina­
tionen der Simmering Graz Pauker
AG zur Umgehung der UNO-Erklä­
rungen bei der Lieferung von Lokomo­
tiven nach Rhodesien sind sicher noch
in Erinnerung. Die AUA bucht
Touristenflüge nach Rhodesien,
die nach dem "Interline" -Abkommen
ebenfalls als illegal gelten. Seit
1968 werden weiters unter anderem
Magnesit- Ziegel und anderes Bau­
material nach Rhodesien exportiert,
aus dem Rassistenstaat importiert
Österreich Tabak, Rindfleisch, As­
best, Ferrochrom u. a. m.

Südafrika ist Österreichs drittgrößter
außereuropäischer Handelspartner.
Mindestens fünfzehn österreichische
Betriebe sind in direkter oder indi­
rekter Form an südafrikanischen In­
vestitionen oder Produktionsstätten
beteiligt. Am bedeutsamsten ist das
Engagement der Gebrüder Böhler,
auch die VOEST will beträchtlich
ins südafrikanische Geschäft einstei­
gen. Geplant ist der Bau eines rie­
sigen Stahlwerkes. Die VOEST soll
mit 26 Prozent am Hüttenwerk be­
teiligt werden. Der österreichische
Finanzierungsanteil soll ca. 7 Milliar­
den Schilling betragen, davon
300 Millionen Schilling Ka pitalbe­
teiligung, 2 Milliarden Schilling
für die Lieferung der Hüttenwerkan­
lagen und der Rest für eine jährliche
staatliche Risikohaftung im Verlauf
der nächsten zehn bis fünfzehn Jahre.
Daneben ist die VOEST schon fix am
Erzabbau in der nördlichen Kappro­
vinz und am Bau eines Hafens in
der Saldanha-Bay beteiligt. In letz-
ter Zeit wurden von Seiten der ÖIAG
Zweifel an der beabsichtigten Höhe
des Engagements in Südafrika ge­
äußert. Es sind keine prinzipiellen
Bedenken, ob man damit vielleicht
doch das Rassistenregime stärke,
vielmehr sind es ökonomische und
politische Erwägungen: Setzt man
auf ein untergehendes Schiff? Die
grundsätzliche Bereitschaft der Kreisky­
Regierung steht aber außer Zweifel.

o In der UNO enthalten sich die
österreichischen Delegierten
bei Resolutionen zur Verurtei­
lung der Apartheitpolitik der
Stimme.

o Drei österreichische Goßban­
ken (CA, Länderbank, Giro­
zentrale) sind an einer interna­
tionalen Anleihe zur Finanzie­
rung von industriellen Vorhaben
in Südafrika beteiligt, darunter
die Girozentrale an führender
Stelle.

o Das meiste Uran für das erste
österreichische Kernkraftwerk
in Zwentendorf soll von Süd­
afrika geliefert und in den
USA angereichert werden.

o Während viele westliche Staa­
ten sich weigern, kulturelle ,
sportliche und gesellschaftliche
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Schule

Linke Kinder
und der Liebe Gott

der Abmeldungen wird das Kind in

eine Außenseiterposition gedrängt.
und dies ganz besonders, wenn die

Abmeldung nicht sofort zu Schulbe­
ginn geschieht. In letzterem Fall
könnten die anderen Kinder die Son­
derstellung des einen Kindes von vorn­
herein als gegeben betrachten und
nicht so sehr darauf aufmerksam wer­
den.

*E. W.

Ob man diese Entscheid ung fällt,

hängt natürlich auch da von ab, wie­
weit die jeweilige Klassenlehrkraft
diesen Entschluß verstehen würde.
Denn sonst könnte man dem Kind
unter l'mständen entscheidendere Be­
lastungen auferlegen, als dies durch
die Auswirkungen des Religionsunter­
richtes geschehen wäre. Nimmt ein
Kind nicht teil und kann es den an­
deren Kindern gegenüber das nicht
richtig vertreten - wie soll man
einem sechsjährigem Schüler diese
Problematik einleuchtend darstellen?
- so könnte es zu einem Überbewer­
ten dieses "Versäumnisses" durch
die anderen Kinder und zu einem
"ins Gewissen reden" seitens der Leh­
rer und Kinder kommen und dies wür­
de einige Probleme mit sich bringen.
Diese Tatsache spricht scheinbar für
eine Abmeldung erst in höheren
Schulstufen, dabei könnte man dem
Kind die Prozedur des Beichtens da­
durch ersparen, daß man es nicht
in den Erstkommunionsunterricht bzw.
beichten schickt. Wesentlich wäre es
vielmehr, mit dem Kind regelmäßig
über die Inhalte des Religionsunter­
richts bzw. über die gesellschaftliche
Funktion der Kirche zu sprechen.
Gibt man dem Kind zu Hause die
Möglichkeit zu freier Kritik am ge­
samten Schulgeschehen und an sei­
nen Lehrern und spricht über die In­
tegrationsprobleme in die Klassenge­
meinschaft, die durch das Fernbleiben
vom Religionsunterricht entstehen
können, so kann und soll man meines
Erachtens die Möglichkeit des Ab­
meldens von diesem verdummenden
Gegenstand mit ruhigem Gewissen
auch nützen.

Wenn nun der Religionsunterricht
solch negative Auswirkungen hat, und
viele fortschrittliche Eltern sich dessen
auch klar sind, warum werden fast kei­
ne Kinder vom Religionsunterricht ab­
gemeldet ?Viele Eltern wissen mög­
licherweise gar nicht, daß der Reli ­
gionsunterricht als Freifach gilt, da
man sie seitens der Schulbehörde
weder bei Anmeldung für die Volks­
schule noch bei Schulbeginn darauf
aufmerksam macht. Die Kinder gel­
ten nämlich automatisch für den
Religionsunterricht angemeldet, so­
fern die Eltern sich nicht ausdrück­
lich dagegen in Form einer schrift­
lichen Abmeldung aussprechen.

des ÖVP-nahen katholischen Lehrer­
vereins und auch Elternvereins auf
das Schulwesen zuschreiben. Dieser
wird sich auch in bezug auf die Ein­

führung der Gesamtschule bemerk-
bar machen. Die Abneigung dieser
katholischen Verbände gegen gemein­
same Ausbildung der Kinder aus allen
Sozialschichten hat seine tiefen Wur­
zeln! - Nicht alle dürfen vom Baume
der Erkenntnis naschen! Das macht un­
gehorsam und frei!. , . Am Land, wo
der Einfluß der Kirche noch viel stär­
ker ist, hört man bei den Bauern heute
noch Sprüche wie "Gescheite Kinder
sterben bald. " ..• also nur nicht zu
viel Bildung, zumindest für die Unter­
schicht! So hat man ihnen's eingeredet!
Nur Berufene, dafür Geborene, dürfen
Ärzte, Lehrer, Offiziere, Priester und
Künstler werden ... Berufe, die "Per­
sönlichkeiten" erfordern, die kann nur
der ergreifen, dem' s gegeben ist'
Gerade die Kirche fördert das reak­
tionäre Lehrerbild vom Lehrer, der al­
les recht macht, dem keine Fehler
unterlaufen, dessen Persönlichkeit
wichtiger ist als die Inhalte, die er
den Schülern vermittelt. - Ein Kult
der Scheinheiligkeit und der Verlogen­
heit! Kein Wunder, wenn aus den Schu­
len lauter "Kriecher" entlassen wer­
den!

Außerdem ergeben sich beim Abmel­
den vom Religionsunterricht etliche
Probleme. Bei der geringen Anzahl

Daß auch die SPÖ dieser Einschüch­
terung der Schüler durch den Reli­
gionsunterricht nicht viel entgegen­
zusetzen hat und der Kirche wohlwol­
lend unter die Arme greift,wird unter
anderem deutlich daran, wie frei
man katholische Schulen schalten und
walten läßt.

Die im Bildungsprogramm der SPÖ
enthaltene Forderung nach neuen
Qualitäten wie "Flexibilität und
Selbständigkeit der Schüler" kann
zwar vom Religionsunterrich nicht
eingelöst werden, doch ist diese auch
nur so zu verstehen: Flexibilität und
Selbständigkeit wird nur dann hono­
riert, wenn ihr Einsatz die Arbeits­
kraft besser verwertbar macht. Daß
der Religionsunterricht noch sehr im
Schulbereich verankert ist, kann man
aber im wesentlichen dem Einfluß

Wenn die neueren Religionsbücher
dem ersten Eindruck nach auch pro­
gressiv erscheinen und manche Reli­
gionslehrer sich die Beliebtheit ihres
Unterrichts mit vielem Zeichnen und
Spielen, mit Schmäh und katholischer
Freundlichkeit(bei der man Angst hat,
daß sie jederzeit umschlagen kann in
giftige Worte) erkaufen, so wird einem
doch Angst und bang bei dem Gedan­
ken' daß viele Religionslehrer bei
unvollständiger Beichte mit längerem
Schmachten im Fegefeuer drohen
und die Schüler in den Religionsstun ­
den ständig mit dem Phänomen des
Todes und der Abhängigkeit von Gott
und seiner Gnade ("Der Mensch denkt
und Gott lenkt ") konfrontieren.ln
ländlichen Gebieten wird all dies von
den Kindern wohl noch ernster ge­
nommen als in der Großstadt, doch
der bewährte Spruch "Gott sieht alles"
kommt sicher bei allen Kindern gut
an. Es werden ihnen Schuldgefühle
eingeflößt und man gibt ihnen das
Gefühl der ständigen Kontrolle . So
erzeugt man aus ihnen brave, gehor­
same und autoritätsfixierte Schüler
und formt sie zu handlichen Werkzeu­
gen derer, an die sie später ihre, in
der Schule ausgebildete, Arbeitskraft
verkaufen müssen.
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Schulskandal in lirol
Am 19. Februar 1976 geschah in der
Ganztagsschule (GTS) Prutz für
Österreich Einmaliges. In einem
spontanen Akt verlassen die Lehrer
mit 630 Schülern die Ganztagsschu­
1e und velhindern so eine Inspektion
durch den Landesschulinspektor . Die­
ser antiautoritäre Akt setzt den Start­
schuß für eine öffentliche Kampagne
in der der gnadenlose Kampf von Bü­
rokratie und Parteiinteressen gegen
eine Bürgerinitiative zu Tage kam.
Was war vorgefallen:

Im Jahre 1970 entschlossen sich die
Gemeinde Ried/Prutz zusammen
mit Eltern und Kirchenfunktionären
dem allgemeinen Bedürfnis nach
einer Ganztagsschule nachzukommen.
Diese stellte sich besonders im länd­
lichen Raum als notwendig heraus,
da es hier schon lange ein allgern ei­
ner Zustand ist, daß in der Familie
auch die Mutter, sei es in der land­
wirtschaft oder im eigenen Fremden­
verkehrsbetrieb, ganztägig beschäf­
tigt ist. Die Kinder sind in dieser
Situation immer schon benachteiligt
gewesen. Entsprach die Ganztags ­
schule also dem Bedrüfnis der Bevöl­
kerung die Eltern zu entlasten und
die Kinder zu fördern, so ging man
sehr konsequent an die Organisation
der Schule. Seit dem Schuljahr 1970/
1971 läuft nun die Schule zur Zufrie­
denheit aller unmittelbar Betroffenen.
Bis 1974 bezahlten die Eltern den fi­
nanziellen Mehraufwand gegenüber
der Normalschule noch selbst. Nach
der Aufnahme der Schule in das offi­
zielle Schulversuchsprogramm der
Bundesregierung 1974, die von den
lokalen ÖVP-Funktionären beantragt
worden war, wurde den Eltern von
Prutz/Ried auch noch die große finan­
zielle Belastung genommen.

Die Schule entstand als Selbsthilfe­
organisation der Bevölkerung in ei­
ner vom Bauernbund dominierten
und in einer der schwärzesten Gegen­
den Tirols. Damit begann auch das
I\"oblem für die Tiroler Bürokratie,
die diesem "sozialistischen" Modell
von Anfang an ablehnend gegenüber­
stand. An der Spitze der Bürokratie
steht Dr. Flitz Prior (ÖAAB) mit
seltener Machtfülle, der nicht nur

Landeshauptmannstellvertreter und
Schulreferent in der Tiroler Landes-

regierung ist, sondern a \.ICh amts­

führender Präsident der Gewerkschaft
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öffentlich Bediensteter, also gleich­
zeitig Arbeitnehmer und Arbeitgeber­
vertreter • So sehr die Schule den Be­
dürfnissen der Bevölkerung entspricht,
so sehr argumentierte die Schulbüro­
kratie aus allgemein politischen Über­
legungen und Machtinteressen dage­
gen. Ausdruck des Versuchs, die
Schule immer wieder abzuwürgen,
waren häufige, äußerst schikanöse
Inspektionen durch den Landesschul­
inspektor, gegen die sich die Prutzer
Lehrerschaft dann eben einmal zur
Wehr setzte.

Direktor Gitterle wurde nach diesem
Vorfall suspendiert. Die "felsen­
feschten Mander" des "obenren Ge­
richts" (oberen Innta les ) zogen da­
rauf vor das Landhaus, geführt von
Bürgermeister, Gemeinderäten und
Pfarrer. Nach dem Versuch von Prior,
die aufbegehrenden Oberländer mit
einer falschen Rechtsauskunft nieder­
zuhalten, wurde der Kopf von Prior
massiv gefordert, was sich in der
"Tiroler Tageszeitung" so aus­
drückte, daß Prior zum politischen
Harakiri aufgefordert wurde. Bau­
ernbund-Wallnöfer stand dem ab­
wartend-wohlwollend gegenüber, ist
doch AAB-Prior der schärfste Konkur­
rent für einen von Wallnöfer unter­
stützten Bauernbund-Landeshaupt­
mann oder Bürgermeister von Inns­
bruck. Der Versuch, Prior abzusägen,
ging jedoch völlig fehl. Prior wurde
am 10. April mit überwältigender
Mehrheit Zlim neuen AAB-Obmann
von Tirol gewählt.

Jenseits dieses ÖVP-Internen Macht­
kampfes, der es letztlich ermöglich­
te' daß der Prutzer Sdlulversuch
nicht schon vor Jahren abgesägt wor­

den war, entspringt der Kampf gegen
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das Mod ell der Ganz tagschule fol­
genden allgemeinen Gesichtspunkten:

Die Familienideologie darf nicht an­
getastet werden. Die Ideologie der
erziehungswilligen und unter allen
Umständen erziehungsrnächtigen El­
tern erweist sich als nützliche Ideo­
logie zur Propagierung einer kinder­
reichen glücklichen Familie. die so
lange als glücklich propagiert werden
kann, als deren Nöte nicht öffentlich
werden. Hat man also Angst, daß die
Schule die Familienidylle zerstören
könnte, die ja die Keimzelle des
Staates ist, so hat man weiteres die
Angst, daß die Ganztagsschule nicht
mehr die nötige Klassifikation und
Auslese unter den Schülern durchfüh-

ren kann. Denn Schüler, die ganz­
tägig von Lehrern gefördert werden,
werden kaum mehr ein "nicht ge­

nügend" bekommen. Und woher
sollen unter solchen Bedingungen ge­
nügend unqualifizierte Arbeiter kom­
men?

Die ganzen Vorgänge um die GTS
Prutz sind wieder einmal ein Beispiel
dafür, wie in ÖSterreich Basisbewe­
gungen, mögen sie noch so bürger­
lich sein, brutal unterdrückt werden.
Da es ein allgemeines Prinzip ist,
daß Schulreformen nur von "Oben"
kommen können, drohen den Initiati­
ven regionaler Interessensgruppen die
Vernichtung. Im Falle Prutz wird
das Modell zwar mit Hilfe von Sino­
watz, der sich hier als bevölkerungs­
freundlicher Saubermann hinstellen
kann, vielleicht weiterleben, aber
lautstarke Proponenten werden auf
jeden Fall "umgebracht" werden.
Prutz als Ausgangspunkt für weitere
Reformen ist unwahrscheinlich, jeder
neuen Bürgerinitiative wird Prutz ein
warnendes Beispiel sein.

V. S. (Innsbruck)*
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Es zeigt aber auch, daß Gesetze immer
einen äußerlichen, aufgesetzten
Charakter haben, solange sie Be­
dingungen voraussetzen, in die die
Sozialdemokratie nicht eingreifen
will oder kann. Es hieße den Charak­
ter eines Gesetzes überschätzen, wür­
de man wirklich eine Gleichberech­
tigung der Frau daraus erhoffen. Die
Unterdrückung der Frau hat ganz
andere Ursachen, und soll auch dort
bekämpft werden, wobei der Spiel­
raum der Gesetzgebung Minister
Brodas ausgenützt werden kann, die
verglichen mit der vorangegangenen
juristischen Lage durchaus einen Fort­
schritt darstellt.

+ Nestle als Babykiller + Geheimgutachten zur Kul·
turpolitik der BRD in Indonesien + Wie China das
Ernährungsproblem löste + NA Ta: Faktische Mili·
tärallianz mit Südafrika +. VW do 8rasil + Sahei·
Zone: Die sozio·ökonomischen Ursachen der Hun·
gersnot + Argentinien nach Peron Vietnam: Zur
ak tuellen Lage +

Das sind einige der Themen, die in den letzten Hef·
ten der blätter des iz3w behandelt wurden.

Absender (bitte in Druckschrift)

wünschen einiger SP-Sozialwissen­

schaftlerinnen entgegenzukommen,
zeigt aber deutlich, wie leicht so
ein Gesetz in totaler Oberflächlich­
keit stecken bleiben kann.

Der § 93, der der Frau einräumt,
neben ihrem ehelichen Namen auch
ihren Mädchennamen zu tragen,
scheint zwar den Emanzipations-

soziale Unterdrückung der Frau hat
so manche "partnerschaftliche Ent­
scheidung" verhindert, der wirtschaft­
lich unabhängige Partner wird immer
einen breiteren Spielraum haben
(man bedenke die Langwierigkeit
von Scheidungsverfahren, in denen
die ungleiche Stellung der Fhepartner
erst deutlich auftritt und eine Ent­
scheidung unmöglich machen.)

In weiterer Folge wird am traditio­
nellen Familienideal nie gerüttelt,
die Kernfamilie bleibt auch unter
Minister Broda aktuell, im Gegen­
teil - sie wird mit Eigenschaften aus­
gestattet, die einem katholischen

Ehrenkodex entnommen sein könnte.
Abgesehen davon, daß die Ehegatten
"zu gemeinsamen Wohnen, zur Treue,
zur anständigen Begegnung und zum
Beistand" (§ 90) verpflichtet sind,
sollen sie die eheliche Lebensgemein ­
schaft "auf das Wohl der Kinder ein­
vernehmlich gestalten" (§ 91).

Die Feststellung, daß der Ehegatte,
der nicht erwerbstätig ist, den Haus­
halt führen soll (§ 95) und nicht mehr
ausschließlich die Frau, ist wohl auf
die notwendigen Anforderungen des
Produktionsbereichs zurückzuführen.
Weiters soll auch die Wahl des ge­
meinsamen Wohnsitzes nach eingehen­
der Anhörung beider Ehegatten voll­
zogen werden, wobei im Streitfalle
nach Anhörung gerechtfertigter Grün­
de der Richter entscheidet (§ 94).

lnhaltlich ist das Kernstück ein Be­
kenntnis zur "partnerschaft lichen
Ehe", in der "die Rechte und pflich­
ten der Ehegatten im Verhältnis zu­
einander" gleich sind (§ 89). Dieses
Postulat beinhaltet, so Broda, daß
"die Entscheidungen in Ehe und Fa­
milie nach partnerschaftlichen Grün­
den gemeinsam und einverständlich
erfolgen sollten. " (Zukunft Nr.15/16)
So eine Entscheidungsfindung partner­
schaftlicher Art setzt aber eine De­
facto -Gleichberechtigung voraus,
die durch kein Gesetz geschaffen wer­
den kann. Die wirtschaftliche und
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Gesetzesreformen ziehen eine gesell­
schaftliche Entwicklung na:;h. Sie
sollen den Rahmen abstecken, in dem
die Ware Arbeitskraft so reibungslos
und schnell als möglich wiederher­
gestellt werden soll.

Genau diesen Anforderungen soll
auch die Familienrechtsreform des
SP-Ministers Dr. Broda gerecht wer­
den. Ein Gesetz, was die Kompromiß­
bereitschaft im Justizllnterausschuß
fünf Jahre strapazierte, um schließ­
lich von allen 'televanten politischen
Kräften", so meint Broda, verabschie­
det zu werden. Historisch vergin -
gen 50 Jahre seit dem Antrag der Ab­
geordneten Popp, Proft und Genos-
sen zu einem Gesetz zur "Gleichstel­
lung der Geschlechter" vom 21. Juli
1925 bis das Gesetz zur "Neuordnung

der persönlichen Rechtsbeziehung
der Ehe", BGB!. 412/1975 in Kraft
treten konnte. Vergleichbare Gesetze
waren in Skandinavien schon 1920
(Schweden) bis 1925 (Dänemark) ver­
abschiedet worden.
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Für das Recht auf Abtreibung

12

Wieder einmal wurde uns erklärt,
was das "Volk" meint und welche
Einschätzung richtig sein solL Der
KB (Kommunistische Bund Wien)
und seine "Massenorganisationen"
zogen mit der Hauptparoie "FRISTEN­

LÖSUNG IST EIN ABTREIBUNGSVER­
BOT" wider "staatliche Bevormun­
dung" ins Feld. Verständnislosigkeit
und Verärgerung - wie bei den
meisten Demonstrationen - machte
sich unter den Passanten breit, als
am 31. März 1976 die selbstge­
wählte Avantgarde als das "Volk"
(ca. 300 Menschen) über die Maria­
hilferstraße marschierte, um den
Passanten zu zeigen, daß sie mit
der Fristenlösung nicht einverstanden
ist und gegen jede Form des Abtrei­
bungsverbotes protestiert. Dies vor
allem deshalb, weil es in letzter
Zeit etwas ruhig um die Abtreibungs­
problematik geworden ist und zum
Großteil die Meinung vorherrscht,
daß die Fristenlösung trotz aller Män­
gel in der Ausführung und sonstiger
zu kritisierender Punkte eine Erleich ­
terung für die Frauen darstellt. Das
wollen die "Massenorganisationen"
nicht zur Kenntnis nehmen und ver­
treten ihr "Volk" , wodurch sie ein
gemeinsames sinnvolles Vorgehen
aller, die für das Recht auf Abtrei­
bung und gegen das Verbot der Ab­
treibung eintreten verhinderten.
Auf diese Thema wollen wir aber
nicht näher eingehen.

Wir wollen versuchen, unseren
Standpunkt zum wiederholten Male
darzulegen, da wir glauben, daß
dies aus verschiedenen Gründen not­
wendig ist:

1. Die Frage der Abtreibung ist
nac h wie vor ein Problem
und noch lange nicht im In­

teresse der Frauen gelöst.

2. Es gibt bezüglich dieser Fra­
ge einige Fakten, die man
immer wieder aufzeigen muß
und gegen die es sich lohnt
aufzutreten.

3. Wird das Problem der Abtrei­
bung im Parlament auf Grund
des Volksbegehrens wieder
aufgeworfen und

4. wollen wir den Genossen
des KB/ML als eine "ihrer

Vorfeldorganisationen " die
Antwort nicht schuldig blei­
ben.

Die Ver fechter des AbtreibungsverbO""
tes geben nicht nach in ihrem Kampf
gegen jede Lockerung des Abtreibung­
verbotes und der Durchführung lega­
1er Schwangerschaftsabbrüche in den
ersten drei Monaten, in denen sie
straffrei sind. So erwiderte ein Spre~

cher der Bischofskonferenz auf die
Frage, ob bei einer Beibehaltung der
"Fristenlösung " Gegenmaßnahmen
zu erwarten seien, daß zwar Kampf­
maßnahmen nicht zu erwarten seien,
die Kirche aber intensiver als bisher,
ihren "Schäflein" einschärfen werde,
daß Abtreibung Mord sei. Sie liefer­
te dazu auch gleich ein Schulbei ­
spiel:

Am 8. April 1976 erhielt Doktor Ru­
doU Krause in Stadl Paura, der im
Rahmen der gesetzlichen Fristenlö­
sung Schwangerschaftsabbrüche durch­
gefÜhrt hatte,einen Brief, in dem
ihm seine Exkommunikation aus der
katholischen Kirche mitgeteilt wur­
de. Mit dieser modernen Form der
Kreuzigung will man den sehr großen
Teil der katholischen Ärzte davon
abhalten, Schwangerschaftsunterbre­
chungen durchzuführen. In unserem
christlichen Österreich stellen die
Kirche und ihre Organisationen
(trotz vieler Kirchenaustritte~noch
immer einen entscheidenden Faktor
zur Beeinflussung der Bevölkerung.
dar. Vor allem in den ländlichen
Gebieten werden viele Frauen mit
direkter und massiver Einschlichte­
rungstaktik von einer Abtreibung ab­
gehalten. In allen übrigen Bereichen
werden den Frauen, durch die unbe­
wußte Vermittlung christlicher Mo­
ral und Ethik, oft unbewußte Schuld­
gefühle angezüchtet. Die emotiona­
le Art der Argumentation der Geg­
ner läßt Schwangerschaftsabbruch
als Kindesmord und die Frauen, die
zu diesem Schritt gezwungen sind,
als kinderfeindlich erscheinen. Dies
erschwert die Auseinandersetzung
und zwingt die Befürworter des Rech­
tes auf Abtreibung in ein Schema,
daß sie leicht als Kämpfer für Kin­
desmord bei den Betroffenen erschei­
nen läßt.

Dementsprechend ist auch zu ver­
stehen, daß 77 von 86 Kliniken eine

Schwangerschaftunterbrechung ab­
lehnen. Die Patriarchen in der Ärzte­

schaft sind gegen die Durchführung in
den Spitälern. Sie bringen den größ­
ten Teil der übrigen Ärzte dazu, sich
im eigenen Interesse, aufgrund der
allgemeinen Einstellung zu dieser
Frage und im Namen der "schützens­
werten " bürgerlichen Moral gegen
Abtreibungen zu stellen und bei ih­
rem "Hyppokratischen Eid" Zuflucht
zu suchen. Sollten sie davon abgehen,
so lassen sie sich das teuer bezahlen.
So würde eine gänzlche Straffreih­
heit der Abtreibung, da diese auch
kein Recht auf Abtreibung darstellt,
keine Änderung der derzeitigen Si­
tuation bringen. Die Ärzte hätten wei­
terhin aufgrund des "Hyppokratischen
Eides" die Möglichkeit, die Durch­
führung zu verwehren. Denn auch
sie sind gegen eine "staatliche Be­
vormundung" und lassen sich durch
den Staat nicht zwingen, zu tun,
was ihrer Ideologie und ihrem Geld­
sack widerspricht.

In diesem Zusammenhang erscheint
es fast als Witz, gegen die "staat­
liche Bevormundung" aufzutreten
und gleichzeitig vom Staat zu ver­
langen, aus dem Strafgesetz jene
Paragraphen zu entfernen, die die
Abtreibung unter Strafe stellen. Wenn
man möglichst gefahrlos und ohne
Schwierigkeiten Schwangerschaften
unterbrechen bzw. Sexualaufklärung
durchführen und gratis Verhütungs­
mittel verteilen will, kann man
nicht die bestehende Gesellschafts­
ordnung, den Kapitalismus, außer
Acht lassen. Das heißt der Staat muß
die dazu notwendigen Mittel bereit­
stellen.

Sicher muß dagegen aufgetreten
werden, daß die d! versen Beratungs­
stellen, die gemäß der "Fristen­
lösung" aufgesucht werden sollen,
ihre Möglichkeiten gegen die Frauen
ausnützen und Abtreibungen verhin ­
dem. Doch können sie dies auch des­
wegen, weil viele Frauen aus Un­
kenntnis über ihren Körper und

Zeitmangel auf Veränderungen ihres
Körpers nicht aufmerksam werden und
so leicht von einer medizinischen
Autorität überzeugt werden können,
die Frist versäumt zu haben. Sie
kennen ihr Recht, auf Anonymität
bestehen zu können, nicht. Sie



haben nicht das Selbstbewußtsein,
um ihren Standpunkt gegenüber
"A utoritäten" zu vertreten. Auch
hier machen sich klassenspezifische
Schranken bemerkbar. Doch haben
diese Beratungsstellen auch die Auf­
gabe, preisgünstige Verhütungsmittel
zu vergeben, die Verträglichkeit
dieser Mittel und den Gesundheits­
zustand der Betroffenen zu überprüfen
u. a. m. Deswegen werden diese
Stellen besonders von den weniger
Bemittelten benützt. Daher kann
man prinzipiell nicht gegen die Be­
ratungsstellen, sondern nur gegen
ihr Vorgehen argumentieren.

Wir wissen, daß eine Abtreibung
solange nicht verhindert werden kann,
solange die Abtreibung einen letzten
Ausweg aus einer Zwangssituation
bedeutet, die durch ein unmensch­
liches gesellschaftliches System her­
vorgerufen wird. Eine Abtreibung ist
nicht so erfreulich, daß jede Frau
sie freiwillig öfter über sich ergehen
lassen will. Nicht der Egoismus der
Frauen, nicht ihre sexuelle Gier ohne
"Moral und Gesetz", sondern die
sozialen Schranken verbieten es der
Frau, "ein Kind zu wollen".

Wir bejahen die völlige Straffreiheil
der Abtreibung. Nicht weil wir die

Abtreibung für ein empfehlenswertes
Mittel der Geburtenregelung halten,

sondern weil andere Verhütungsmittel
noch immer ein Privileg weniger
sind.

Wir treten ein für das Recht der Frau,
über eine Schwangerschaft frei zu
entscheiden. Es soll daher den Be­
troffenen überlassen sein, und nicht
irgendwelchen "Autoritäten ", über
die Durchführung eines Schwanger­
schaftsabbruches zu entscheiden.
Denn die Gegnerschaft gegen den
Schwangerschaftsabbruch und seine
Durchführung wird nicht durch die
zentrale Forderung der ersatzlosen

Streichung aller Abtreibungspara ­

graphen abgebaut. Das Recht auf

Abtreibung kann nicht ohne Kampf
für die Ausschöpfung aller jetzt be­
stehenden Möglichkeiten der Fristen­
lösung durchgesetzt werden. Damit
kann man erst die Grenzen des be­
stehenden Gesetzes aufzeigen und die
Forderung des Rechts auf Abtreibung
einsichtig machen.

Wir treten daher ein:

+ für das Selbstbestimmungsrecht
der Frauen über ihren Körper,

+ für die Verpflichtung der Kranken­
häuser zur Durchführung und Nach­
behandlung von Schwangerschafts­
unterbrechungen,

+ für deren Bezahlung durch die
Krankenkasse,

+ für die Gleichstellung der Ab­
treibung mit der Geburt im So­
zialversicherungsrecht,

+ für eine Sexualaufklärung ohne
Heuchelei und falsche Tabus.

C. G./r. M./O. M.

Frauenbewegung: Interview mit ALICE SCHWARZER

Sind Frauen gemeinsam
tatsächlich stark?

Aufgrund einer Einladung der "Aktion unabhängiger Frauen" (AUF), befand sich
die bekannte linke Journalistin, Bücherschreiberin und Feministin anläßlich
einer Frauenwoche in Wien. Wir haben, wenn auch sehr unter Zeitdruck, eine
Stellungnahme zu allgemein interessant erscheinenden Fragen, in der Ausein­
andersetzung um die Frauenfrage, zu erhalten versucht.

Um keine Verzerrungen und eigene Auslegungen in den Antworten entstehen
zu lassen, haben wir wörtlich die Antworten ohne Kürzungen, wie wir sie aufs
Tonband aufgenommen haben, wiedergegeben. Wegen der Länge sind wir nun
gezwungen das Interview in zwei Teilen abzudrucken. Wir bitten um Verständ­
nis.

Qk Welchen Stellen wert gibst Du
Deinen Büchern?

~ Das ist eine sehr abstrakte Frage.
Wie soll ich darauf antworten? Wir
haben ja in der Bundesrepublik seit
fünf Jahren eine Frauenbewegung,
wo ich schriftstellerisch tätig bin.
In letzter Zeit wurde ich zur
Gallionsfigur hochstilisiert und habe

mich sehr dagegen gewehrt, habe
das immer wieder geschrieben und
gesagt. Was damit beabsichtigt
wird, ist klar: Daß man durch diese
PersonifiZierung die breite Bewegung
verdecken will und auch die Inhalte
entpolitisieren will. Das einmal
vorweg. Das ist der Kontext, in dem
ich mich sehe; ich begreife mich
keineswegs als Führerin einer Be-

wegung, wie sollte ich auch, die
Bewegung ist anti hierarchisch, son­
dem als Teil der Bewegung. Das,
was ich heute schreibe und sage, ist
eben Resultat der kOllektiven Arbeit.

Meine Bücher, es wäre Koketterie,
das zu leugnen, haben einen ganz
besonderen Stellenwert. Es sind die
einzigen, die aus der Ecke erschienen
sind, die wirklich - vor allem das

letzte - populär sind. Das letzte
Buch wird überwiegend von nicht­
intellektuellen Frauen gelesen und
das liegt, glaube ich, vor allem da­
ran, daß ich einen Teil meiner Ver­
gangenheit in Frankreich verbracht
habe und dadurch sehr viel den
deutschen Frauen voraushabe. Die
franzä>ische Frauenbewegung hat den
Vorteil, daß sie von Anfang an aus
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mehreren Gründen nicht diesem fa­
talen Legitimationsdruc k der Linken
ausgesetzt war. wie es die deutschen
Frauen als schweres Erbe zu ertragen
haben. Reden deutsche Frauen von
Frauen -Unterdrüc kung, müssen sie
fünfmal beteuern, daß sich auch für
den Sozialismus und die Revolution
sind, was schön und gut ist und wir
selbstverständlich auch wollen, aber

::las allein genügt nicht, wie wir in­
zwischen wissen. Dies hat die
deutsche Frauenbewegung lange Zeit
gelähmt, sie trägt auch das schwere
Er be der Rigidität und der Isolation
der deutschen Linken. Es sieht bei
der Frauenbewegung anders aus, sie
kommt aus der Ecke.

Bei den Französinnen - aufgrund
ganz anderer Kampfformen und auf­
grund eines anderen Nationalcharak­
ters - hat das ganz anders ausgesehen
und deswegen denke ich, ich bin
eine Schreiberin, die einen Vorsprung
hatte und nur darum war es möglich,
daß ich eine Zeitlang ganz allein da
stand - obwohl das in keiner Weise
dn wünschenswerter Prozeß ist.

Qh Spielen ökonomische Gründe
keine Rolle?

~ Das ist eine gute Frage! Ich bin
seit 11 Jahren Journalistin und mache
erst seit drei, vier Jahren etwas über
Frauen (früher war ich sogenannte
Linke Journalistin); ich habe zwar
immer kämpfen müssen, und es ent­
spricht auch meinem Charakter, zu
kämpfen, aber ich habe in dem
Rahmen, den ich mir gesteckt hatte,
schreiben können über Gefängnis­
revolten, über Fabrikbesetzungen,
über Repression, über was weiß ich,
französische Maoisten, über die
Nachwehen des Mai '68 und über die
Bourgeoisie, was auch immer.

Qb Du warst nicht auf Frauenthemen
festgenagelt ?

~ Nein, überhaupt nicht, aber als
ich anfing, über Frauen zu schreiber,
und das aus feministischer Sicht - da
habe ich plötzlich nicht mehr schrei­
ben können. Ich habe als Journalistin
die Erfahrung machen müssen, daß
es leichter ist. sogenannte linke
Themen unterzubringen, was auch
nicht furchtbar leicht ist, aber
immerhin noch leichter in der Presse
unter zubringen, als feministische
Themen. Was ja auch nicht verwun­
derlich ist, denn die herrschende
Presse ist eine kapitalistische und

patriarchalische und bei Frauenthemen
kommt eben beides zum Tragen und
bei den anderen Themen eben nur
das eine.

Langer Rede kurzer Sinn, ich habe
als Journalistin überhaupt nur Bücher
geschrieben, weil ich über Frauen in

den bundesdeutschen Medien nicht
schreiben konnte. Ich konnte einmal
abends im dritten Radioprogramm
eine Sendung machen, aber in den
Medien, die wirklich Leute erreichen,
Fernsehen, Massenpresse mit großen
Auflagen, war es in den letzten
Jahren für eine engagierte Journali­
stin fast unmöglich über Frauen
zu sc hreiben. Ich habe aus dieser
Verlegenheit heraus mein erstes
Buch über Abtreibung (damals habe
ich ja die Abtreibungskampagne in
Gang gesetzt) geschrieben und da
habe ich eben gesehen, daß diese
Männerpresse das Ganze auf einer
Ebene abgehandelt hat, wo sehr viel
zur Sprache kam, meinetwegen
politische Erwägungen, juristische,
moralische, spektakuläre, nur eines
nicht, das war die Frauenbewegung.
Und weil ich in den Medien nicht
weiterkam. habe ich aus dieser Ver­
legenheit heraus mein erstes Buch und
auch mein zweites gemacht; ich bin
Journalistin und keine Bücherschrei ­
berin, und ich hatte kein Forum zu
schreiben; so mußte ich meine beiden
ersten Bücher selbst finanzieren,
durch meine journalistische Arbeit.
Sie sind bei Suhrkamp erschienen -
es ist ein Skandal. mit welcher
Moral die Schreiber abgefertigt
werden - und nur mein drittes Buch
ist jetzt ein finanzieller Erfolg, wo
ich davon leben kann und mehr ver­
diene. als ich zum Leben brauche.
Was aber ganz wichtig ist zu sagen:
Dieses dritte Buch ist kein gemachter
Bestseller. ich habe - obwohl ich
damals schon relativen Marktwert
hatte - es sehr schwer gehabt, dieses
Buch unterzubringen. Ich habe von
drei großen deutschen Verlagen
Absagen erhalten, nach dem Expose,
und der Fischer Verlag hat dann ohne
eine Artikelanzeige das Buch mit
10.000 Erstauflage gestartet. Der
Spektakel in der Presse hat erst
begonnen, als sich der Erfolg des
Buches nicht mehr verheimlichen
ließ. Auch ich bin, genauso wie die
Frauenbewegung, solange nur irgend
möglich totgeschwiegen worden.

Q1.: Warum glaubst Du, daß es
leichter ist, Unterschiede zwischen

den Klassen als zwischen den Ge­
schlechtern aufzuheben, wenn Du

z. B. davon sprichst, daß Frauen
mehr gemeinsam habe, egal, ob sie
proletarisch oder bürgerlich sind,
als Menschen einer Klasse?

ä Frauen haben noch nie die
Existenz des Klassenwiderspruches
geleugnet, aber Klassenkämpfer
haben immer die Existenz des Ge­
schlechterwiderspruches geleugnet.
Das ist der Hintergrund, vor dem wir
st ehen, uns ist klar, daß es Klass en­
widersprüche gibt und unser Kampf
gilt der Aufhebung dieser.

Ic h habe zuvor vom Legitimations­
druck gegenüber den Linken ge­
sprochen; wir haben erfahren müssen,
daß die Frage nach unserem Klassen­
kampf eher dazu dient, uns zu brem­
sen, uns auszubluten oder zur Recht­
fertigung zu zwingen und uns an der
Arbeit mit Frauen zu hindern. Ich
habe also keine Lust, zu theoreti­
sieren mit Genossen, die in Wirk­
lichkeit auch nichts rauskriegen
wollen. Ich mache lieber aktiv
Frauenkam pt

Um auf Deine Frage zurückzukommen,
ganz so einfach will ich es mir nicht
machen; ich denke auch, daß der
Klassenwiderspruch sicher nicht so
leicht aufhebbar ist, aber bei den
Klassen ist es doch wenigstens so, daß
es ein gewisses Bewußtsein gibt von
der Klassenzugehörigkeit. Das ist
zwar auch schon sehr versc hüttet,

wie wir wissen, aber wenn ich Arbei­
ter bin, dann weiß ich, daß ich von
meinem Arbeitgeber ausgebeutet
werde - oder zumindest einige wissen
es. Wenn ich aber Frau bin, dann
weiß ich nicht unbedingt, daß dieses
Frau-Sein eben auch bedeutet, daß
ich zu einer Kaste gehöre, die von
den anderen ausgebeutet wird; wenn
ich Frau bin, weiß ich nicht unbe­
dingt, daß ich von meinem Mann
ausgebeutet werde - nicht nur von
meinem Arbeitgeber.

Qb Ich glaube, daß man dieses
Bewußtsein nicht durch Bücher er­
lernen muß, sondern daß man die
Ausbeutung einfach spürt. .• Für
viele Frauen ist, glaube ich, der
ökonomische Druck viel stärker
spürbar als die Differenzen im Pri­
vatbereich.

A§..; Das ist ein Irrtum; ich gla ube,
daß das eine unheimlich aufgesetzte
Analyse und Ideologie ist und wir



Gewalt und Zärtlichkeit
Ganz neu herausgekommen ist in diesem Frühling 1976 in Berlin das
Büchlein "Gewalt und Zärtlichkeit, Lesbengedichte von L. ", das
Alice Schwarzer nach Wien mitbrachte.

Ob wir diese Ansicht teilen oder nicht, ist in diesem Zusammenhang
unwesentlich. Die Art der Gedichte ist interessant und wir finden sie
sehr ansprechend, weshalb wir folgende ausgesucht haben:

Die Gedichte wurden veröffentlicht, weil die Verfasserin nicht länger
heimlich für die Geliebte allein schreiben möchte. Und, weil sie
den Terror der Selbstverständlichkeit von heterosexuellen liebes­
gedichten nicht länger hinnimmt. Trotzdem wagt sie es immer noch
nicht, diese Gedichte unter ihrem Namen zu ver.öffentlichen, da
ihre Erfahrungen dieses ängstliche Zögern realistisch erscheinen
lassen. Sie und die anderen Frauen in ihrer Situation fordern ja nicht
nur das Recht, lesbisch sein zu dürfen; sie stellen die herrschende
Norm, die Heterosexualität, infrage. Mehr noch: Sie glauben, daß
die Weigerung, mit den Unterdrückern Bett und Leben zu teilen, zur
entscheidenden Waffe im Frauenkampf werden muß. (So entnehmen
wir dem Vorwort).

Mannes. Sie wird emotional und
intellektuell an seiner Karriere
feilen usw. Kurz, je privilegierter
Frauen sind, desto subtiler werden die
Ausbeutungsformen, sie kann den
weiblichen Zulieferungsdiensten
nicht entkommen. Ich will nicht
sagen, alle Frauen sind gleich, je
nach Klassenzugehörigkeit nimmt
die spezifische Betroffenheit von
Frauen subtilere Formen an. Aber
mit welchen Kriterien messen wir
da?

2!:.: Es geht nicht darum, wie wir
messen, sondern wie die anderen
Frauen das messen, aber das führt
zu weit. .•
Ist die zentrale Frage oder Forderung
nicht die Aufhebung der Privatheit
des Familienbereichs ?

ä Weißt du, die Aufhebung der
Privatheit, das ist so 'ne abstrakte
Forderung. Mir geht es in letzter

gewohnheit die mächtiger ist
die uns tötet und doch am leben hält
die die angst in uns nieder hält und
uns unendlichkeit und irgendwann ein
neubeginnen vorspielt und durch das grau
die hoffnung blitzen läßt
was ich dir am abend sagen wollte:
ich will mit dir den schritt
in die farben in die angst
in den beginn tun

der haß hat uns nicht genützt
wenn wir allein waren
du für dich
ich für mich
nicht einmal
wenn ich viel
von haß sprach

Qb Es ist interessant, daß diese
Frage gerade jene Leute stellen, die
diese Arbeit nicht tun müssen.

Zusammenhänge sieht, ist nicht der
primäre Punkt, aber daß sie begreift,
daß sie mit diesen scheinbar sehr
privaten Dienstleistungen, die sie
ja aus Liebe tut. ..

~ Ich muß Dir ehrlich sagen, ich
kenne eigentlich keine Frau - na­
türlich gehöre ich auch zu den pri­
vilegierten Frauen, weil ich eben
einen Beruf habe und Geld verdienen
muß - aber ich kenne keine Frau,
die so privilegiert ist, daß sie diesen
privaten Dienstleistungen entkommen
kann, selbst bei dem extremen Fall,
der auch in Österreich kaum eintritt,
daß die Frau ein Dienstmädchen hat,
ist es ja doch wieder sie, die die

moralische Verantwortung trägt,
wenn ein Kind z. B. die Masern hat,
oder das Kind sich schlecht ent­
wickelt; bleibt sie es, die verant­
wortlich bleibt für den Aufbau des

~ Ich wollte auf die Frage ant­
worten, die Ihr mir gestellt habe,
was von den Frauen empfunden wird,
nämlich daß der Löwenanteil der
Ausbeutung sich im Privatbereich
abspielt und von dieser Ausbeutung
im Privatbereich profitiert natürlich
der Unternehmer ebenso wie der
Ehemann als Privatmann. Ob die
Frau, wenn sie anfängt, sich gegen
diese zusätzliche Ausbeutung zu
wehren, die gesamtgesellschaftlichen

sehen eigentlich unter anderem an
der Reaktion auf die Frauenbewegung,
an der Reaktion auf meine Arbeit,
den Stellenwert der privaten Mann­
Frau - Beziehung; und wir sehen bei
allen Umfragen und Gesprächen, die
wir führen, daß Frauen sich primär
über den Privatbereich weiter defi­
nieren. Frauen sind unheimlich
schwer mobilisierbar. (Es ist kein Zu­
fall, daß sie in der Fabrik, im Büro
oder an der Uni oder so, primär nur
Gast sind. ) Und ihre primäre

Identifikation läuft weiter über ihr
Frau-Sein - über das, was sie sind
in bezug auf den Mann. Und das ist
ja auch eine Sache, die sehr der Re­
alität entspricht, denn der Löwenan­
teil der Ausbeutung spielt sich im
Privatbereich ab. Wenn Ihr z. B. be­
denkt, daß etwa in der BRD die Ge­
samtzahl der in der Haushalts- und
Erziehungsarbeit geleisteten Arbeits­
stunden 45 bis 50 Milliarden beträgt,
das sind ganz seriöse Berchnungen,
und die zahl der Lohnarbeitsstunden
ist etwa 52 Milliarden - das sind in

etwa gleich große Päckchen, diese
beiden Kategorien gesellschaftlich
notwendiger Arbeit, wobei die eine
entlohnt ist, die andere nicht. Ihr
wißt, daß Frauen den Hauptteil der
Haus- und Erziehungsarbeit machen,
das ist nicht nur in kapitalistischen,
sondern auch in sozialistischen Län­
dern so. In der DDR zeigen die
öffentlichen Statistiken, daß 80 0/0
der Haus- und Erziehungsarbeit von
Frauen gemacht werden. Wenn Ihr
also das eine Päckchen nehmt, wo
80 %der Haus- und Erziehungsarbeit
von Frauen gemacht werden, dazu
im anderen ein Drittel oder etwas
mehr, so kommt heraus, daß zwei
Drittel der gesamtgesellschaftlichen
Arbeit von Frauen geleistet werden,
und davon der größere Teil im
sogenannten Privatbereich.

.Qk Machen nun die Frauen diese
Arbeit für den Mann oder für die

Gesellschaft ?
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Zeit mehr und mehr so, daß ich mit
solchen Fragen nichts mehr anfangen
kann, ich möchte sie mit konkreten
Inhalten füllen. Dieses linke Vokabu­
lar klappert mir zu laut, ich kann
schon damit nichts anfangen, und
schon gar nicht die Leute. Also wo­
rum geht es: Die Aufhebung der Pri­
vatheit ist so schnell hingesagt. Wir
sind natürlich verdammt darauf ange­
wiesen, gerade in unserer entfremde­
ten Gesellschaft, weil wir ja ohne
Privatheit, ohne Beziehung einsam
sind, d. h. ich hätte Unbehagen da­
bei, einfach so hinzukotzen, ich
möchte sagen, was kann das für uns
hier und heute bedeuten, welche
Schritte können wir machen? Wo bei
die Schritte, die notwendig sind, je
nach Lebenssituation, nach ökono­
mischer Notwendigkeit, nach Alter
unterschiedlich aussehen. Ne 18­
jährige kann sich heute erlauben
andere Antworten zu ge ben als ne
40-jährige, die Kinder großgezogen
hat, und ne Arbeiterin andere als
ne Bürgerliche.

Q1.; Welche konkreten Alternativen
hast du, angenommen für eine Ar­
beiterin, die im Beruf steht, Haus­
halt und Kinder zu machen hat.
Scheidung?

~ Die Frauenfrage ist im Augen­
blick, ja da wo es konkret wird, ja
das einzige ..• Also das was wir anz u­
bieten haben, ist das kleinere ÜbeL
Wir haben keine Lösung anzubieten,
das wäre ja auch vermessen und un­
politisch. Frauenkampf ist in erster
Une ein Bewußtwerdungskampf, aber
Bewußtwerdung kann man sich nicht
erlauben, wenn man nicht die kon-
kr ete Möglichkeit hat, etwas zu ver­
ändern. Also um auf deine Frage zu­
rückzukommen: Einer klassisch
doppelt belasteten Frau würde ich
in erster Linie sagen, daß sie
lernen muß - und auch das ist ein
langer Weg - stark genug zu werden
zu fordern, in ihrer Familie, daß
Männer die Hälfte der Hausarbeit
und Erziehungsarbeit übernehmen.
Das scheint mir ein ganz wesentlicher
Punkt zu sein.

Q1.; Wenn sie das aber schon durchge­
setzt hat .•.

~ Da staun ich, also das können
nur ganz wenige Frauen sein. Ich
kenne kaum Fälle und schon gar
nicht die klassisch doppelt belastete,
vielleicht ein paar Intellektuelle
ohne Kinder oder so, aber ich denke,
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daß die sogenannte Durchschnittsfrau
weit davon entfernt ist und daher ist
das ein ungeheurer Schritt und er wird
auch gar nicht so einfach sein, denn
warum sollen die Männer von diesen
Privilegien lassen? Dies er Schritt ist
auch gar nicht so einfach durchführ­
bar, weil Männerkarrieren egal ob
Facharbeiter mit Überstunden, Mana­
ger oder Intellektueller so zuge­
schnitten sind, daß sie sich mit dem
Selbsterhalten, mit dem Kinder­
kümmern-müssen, putzen und so­
weiter, daß das ja garnicht möglich
ist. Ich denke also, daß es ein unge­
heurer Schritt ist, wenn die Frauen
durchsetzen, daß ihre Männer die
Hälfte der Haus- und Erziehungsarbeit
machen. Das ist die eine Sache. Zum
andern würd ich sagen, daß Frauen,
da wo es noch möglich ist, manchmal
ist es zu spät, versuchen sollten, sich
maximal zu qualifizieren, je nach
Talent und Möglichkeiten. Genauso
wie jeder 30-jährige Mann noch einen
Beruf erlernt, genauso können die
Frauen den Rahmen des Möglichen zu
erweitern und sich vor brutalster Aus­
beutung schützen. Und dann finde ich

ganz ganz wichtig, daß Frauen an­

fangen, selbst zu existieren, daß sie
eben nicht nur die Frau von "ihm"
sind, sein Anhängsel und so, nur
mit "seinem" Freundeskreis zu tun
haben etc., sondern daß sie selber
Freundinnen haben, daß sie Menschen
haben, die nicht mit ihnen zu tun
haben, weil "er" mit ihnen befreun­
det ist. Daß sie auch ihre so oft ver­
schütteten Interessen, die sie im
Anpassungsprozeß aufgegeben haben,
und mögen sie noch so klein sein,
wieder aufbauen, Schrittehen für
Schrittehen . Mit anderen Frauen zu
tun haben, mit ihnen reden und han­
deIn, welche Formen das nun an­
nimmt, ob das nun im Frauenzentrum
ist oder am Arbeitsplatz, an der Uni
oder im Wohnblock oder so - also
Frauensolidarität, Frauenzusammen ­
schluß kann sehr multiple Formen
annehmen!

Qh: Meinst du, daß Frauen im Rahmen
der Ehe ihre Bedürfnisse, Interessen
und Fähigkeiten entwickeln sollen
zusammen mit den Männem?

ä Das kommt auf die Bedilrfnisse
der Frauen an. Es gibt sicherlich noch
eine ganze Menge von Ehen und Ver­
bindungen, die nur noch halten,
weil Frauen glauben (über Männer
wäre auch 'ne ganze Menge zu sagen,
aber über die reden wir nicht), darauf

angewiesen zu sein. Weil sie ohne
diese Beziehung einsam, verraten,
verloren wären, sozial, ökonomisch
usw. Diese Beziehungen werden beim
Emanzipationsprozeß sehr oft auf der
Strecke bleiben und das ist gut so für
alle Beteiligten. Aber da, wo es An­
sätze gibt, und Amtrengungen von
beiden Seiten zur Menschlichkeit in
der Beziehung, und da wo eine Be­
ziehung, eine Familie, für die Frau
wichtig ist, da sollen die Frauen
absolut versuchen, das weiter zu
leben. Es geht jetzt nicht darum,
normativ irgendwelche neuen Eman­
zipationsprinzipien aufzustellen, das
wäre fatal! Was ich möchte, ist, daß
Frauen es endlich wagen, zu ihren
Bedürfnissen zu stehen, wie richtig
oder falsch die sind, ist doch nicht
gefragt. Es kann und darf nicht darum
gehen, daß wir uns im Rahmen einer
neuen Ideologie wieder vergewalti ­
gen. Aber ich denke, daß in dem
Augenblick, wo wir Frauen dem
Mann nicht mehr so ausgeliefert, so
auf ihn angewiesen sind, dann wird

'ne Menge rauskommen. Es wird
auch sehr oft 'ne Beziehung zu
Frauen rauskommen, auch das
spiegelt sich in meiner Arbeit wieder,
es muß 'ne Möglichkeit werden, und
dann muß jede Frau für sich sehen,
was sie will und was sie kann.

(Fortsetzung folgt)



China und der europäische
"Maoismus"

In dieser und in folgenden Nummern der' offensiv links' sollen die Aspekte
der chinesischen Außenpolitik näher beleuchtet werden, indem sie anhand
jener Länder aufgezeigt werden, die nicht nur im Brennpunkt der weltpoli­
tischen Auseinandersetzungen liegen, sondern manchmal auch direkt an
der Grenze Chinas. Dazu gehören Thailand, Burma und Malaysia. Daneben
soll versucht werden, in Diskussionsbeiträgen und Berichten die innenpoliti­

sche Entwicklung in China und die Auswirkungen der chinesischen Außen­
politik auf die europäische Linke zu beleuchten und für uns, wie für unsere
Leser verständlicher zu machen.

Chinas amtierender Ministerpräsi­
dent Hua-Chuo-Feng gegenüber den
CSU -Politikern Dregger und Marx
betont, daß die gegenwärtigen Aus­
einandersetzungen die Außenpolitik
nicht berühren.

China kann uns als isolierter Staat
sicher nicht den proletarischen In­

ternationalismus vorexerzieren. Es

ist gezwungen, den Widerspruch
zwischen Kommunist-Sein und dem
Sein als Staat unter Staaten in irgend­

einer Form zu behandeln. Gerade
seit dem Bruch mit der USSR ist es
gezwungen, als Staat den Hegemo­
niebestrebungen anderer Staaten ent­
gegenzutreten.

Vor einigen Jahren noch war dies
der Hauptgedanke - die "Theorie
der drei Welten" war sein Ausdruck.
Hier wurde ohne Rücksichtnah ­
me auf den jeweiligen
Klassencharakter der Staa­
te n die Welt in Lager eingeteilt.
Die Supermächte und ihnen gegen­
überstehend die Staaten der zweiten
(Europa) und der Dritten Welt, die

sich im Kampf gegen die Supermäch­

te(Erste Welt) zu verbünden hatten.
Der Iran gehörte ebenso wie etwa
Vietnam zu den "Kämpfern um na­
tionale Unabhängigkeit". Dieser
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"Bitte - haben Sie Feng oder Teng diktiert?"

der Bewegungen konstituierten. Sie
übernahmen die Worthülsen der Leh­
re Maos, wie z. B. den Volksbegriff,
der gerade unter den Bedingungen
einer zahlenmäßig dominierenden
Bauernschaft in China entstand, in
Europa jedoch traditionell eine ganz
andere Bedeutung hatte. Sie mono­
polisierten - ebenso wie die her­
kömmlichen KPen es mit der USSR
taten - China.

Es soll hier nicht versucht werden,
die inneren Spannungen in China

zu interpretieren - lediglich die
Auswirkungen der chinesischen Außen­
politik auf die europäische Linke

sollen behandelt werden. Auch hat

Proletarischer
Internationalismus?

Hoffnung
Kulturrevolution

KP-Neugründungen

Die stalinistische Nostalgie unter
Teilen der Linken, die auch durch
die zweideutige Haltung Chinas ge­
genüber Stalin begünstigt wurde,
die Suche nach "sicheren" Organi­
sationsformen führte dazu, daß TeilE

der Studentenbewegung sich zu KP­
ähnlichen Parteien, zu einem büro­
kratischen Apparat nichtexistieren-

Ende der sechziger Jahre begann in
Europa eine Revolte vor allem unter
jungen Leuten, die mit allen tradier­
ten Vorstellungen des Klassenkampfes
brach. Eine Revolte als Selbstzweck,
da die Vernunft für die Übel dieser
Gesellschaft keine annehmbare Lö­
sung zu geben schien. Die kommu­
nistischen Parteien Moskauer Prägung
hatten sich als unfähig erwiesen,
ihre Politik den neuen Gegebenhei­
ten des Kapitalismus in Westeuropa
anzupassen - ihre Abkehr von den
traditionellen Kampfformen bedeu­
tete hauptsächlich eine Institutiona­
lisierung ihrer Politik, sie waren da­
her weitgehend unfähig, die neuen
Im pulse der Studenten - und Jungar­
beiterbewegung in sich aufzunehmen.

Auf der Suche nach Identität übte
die Kulturrevolution in China einen
großen Einfluß auf die Neue Linke
Europas aus. Das ständige Infrage­
stellen erstarrender Parteistrukturen,
die Reduzierung des Unterschiedes von

Hand - und Kopfarbeit waren wesent­
liche Elemente, die sich auch in
China fanden.
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unterstützte Politik und können nicht
als Lächerlichkeiten unter den Tisch
gewischt werden. Sie beweisen ein­
mal mehr anschaulich, wie fatal
sich eine auf ein "Mutterland" aus­
gerichtete Politik auswirken kann.

*K.L.

Glücklicherweise sind die österrei­
chischen Maoisten da noch um eini­
ge Jahre zurück. Sie beginnen erst,
die "nationale Souveränität" in den
Mittelpunkt zu schieben, jedoch
wurde ihre Stellungnahme zur Lan­
desverteidigung, die im "KLASSEN­
KAMPF" erscheinen sollte und sich
ge gen eine Intensivierung der
Rüstungsbestrebungen richtete, eiligst
von der Leitung eingezogen. Dort,
wo es vor der Öffentlichkeit nicht
vertretbar ist, wird die Außenpolitik
Chinas nicht hundertprozentig ver­
treten (Chile), auch den Rechtsputsch
in Portugal haben die österreichi­
schen Maoisten im Gegensatz zu
ihren deutschen Vorbetern nicht be­
grüßt. Wie jedoch die letzten Diskus­
sionen in den Fragen Angola und
Landesverteidigung beweisen, bahnt
sich auch hier eine Tendenz an, die
einer Auseinandersetzung bedarf ­
denn sie geht in Richtung der Reak­
tion!

UNITA und FNLA in Angola werden
so zu Bündnispartnern, ja sogar der
Abzug der US-Truppen aus Thailand
wird offiziell bedauert. Sicher ist
die sowjetische Machtpolitk auch
nicht von uneigennützigen Gedanken
getragen. Die chinesische Linie ver­
unmöglicht es jedoch fortschrittlichen
Bewegungen, nicht von der Sowjet­
union abhängig zu werden.

Die offiziell an Peking orientierten
"Parteien" haben sich redlich be­
müht, dieser Entwicklung maßstab­
getreu zu folgen. In der BRD wird
die Vaterlandsverteidigung im Ein­
klang mit noch immer nicht verges­
senen Strömungen propagiert, die Be­
rufsverbote für Mitglieder der DKP
werden gutgeheißen, in Portugal
wird die PCP/ML gemeinsam mit der
PPD kandidieren, weil selbst die SP
sich schon zu sehr dem Sozialimperia­
lismus angenähert hat, ja selbst in
den USA tritt die maoistische Sekte
für eine Erhöhung der Rüstungsaus­
gaben ein! (Peking-Rundschau) Das
Ziel heißt nicht mehr Sozialismus,
sondern "nationale Unabhängigkeit"
von der UdSSR, was nur im Bündnis
mit der Bourgeoisie erreicht werden
kann. Diese Schritte sind nicht nur
Karikaturen irgendwelcher Apologe­
ten, sondern die von China offiziell

fundamentale Irrtum, der die Be­
ziehung von Staaten, die Diploma­
tie weit über die Zusammenarbeit
von Klassenkräften stellte, hat seine
Wurzel sicher in der Isolation, die
durch den Konflikt mit der UdSSR
entscheidend verstärkt wurde. Der
Stopp der russischen Wirtschaftshil­
fe und der Ussuri -Konflikt sind kei­
ne Beispiele für Beziehungen von
sozialistischen Staaten - aber läßt
sich daraus die Erklärung der
Sowjetunion zum Hauptfeind Nr.1
ableiten? Ist es aus den genannten
Widersprüchen heraus möglich,
daß die Innenpolitik kommunistisch,
die Außenpolitik reaktionär ist?

Die "Theorie der drei Welten" hat
diese Fragen nur ansatzweise beant­
wortet, mehr und mehr wurde nicht
von den Supermächten, sondern
nur mehr vom Sozialimperialismus
geredet. Das Verhalten der UdSSR in
den jeweiligen Fragen kann heute
als das alleinige Kriterium jedes
chinesischen Schrittes bezeichnet
werden. Franz Josef Strauß in der
BRD, Juan Carlos - früher Franco ­
in Spanien, Pinochet in Chile, die

Wie läßt sich die völlige Herausnah­
me der AUßenpolitik aus der Massen­
diskussion in China erklären?
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Gespräch mit PETER BRÜCKNER

"Konjunktur und Krise sind das Fun­
dament des Klassenbewußtseins der
Bourgeoisie, nicht des Proletariats"

Vom 26. bis zum 28. März fand in Wien ein Symposion der Arbeitsgemein­
schaft Kritische Medizin" Zur Krise der Medizin" statt. Zum ersten Mal
wurden nicht nur in "Fachkreisen" die Fragen der Gesundheitsbetreuung von
einem gesellschaft] ichen Standpunkt aus diskutiert. Die große Öffentlich­
keit (es waren ständig zwischen 400 und 600 Personen anwesend) zwang
auch Ärztekammerpräsidenten Daume zu einem - wenn auch kläglichen ­
Auftreten. Unter anderem wurden Fragen wie die Rolle der Arbeitsbedin­
gungen und Sozialisation als Krankheitsursachen, die Rolle der Gewerk­
schaften in der Gesundheitspolitik und die Fragen einer Interessensvertre­
tung der Ärzte behandelt.

Einer der Referenten war Peter Brückner, eine der führenden Persönlich­
keiten in der antiautoritären Phase des SDS, heute Psychologieprofessor
an der TU Hannover und Autor zahlreicher Bücher. Anläßlich seines Aufent­
haltes in Wien entstand folgendes Interview:

Arbeiter in die gleiche Fremdbe­
stimmtheit zwingen wie sie bei uns
ist.

Das Ziel dieses Kampfes um andere
Technologien ist die Aneignung. der
"Besitz" des Arbeitsplatzes, und auch
das ist jetzt schon latent vorhanden.
Eine Sekretärin schmückt ihr Büro
mit Blumen und Familienfotos, Ar­
beiter hängen pin-up-Fotos an die
Wand. Das sind Spuren der Sehn­
sucht nach Wiederaneignung der Pro­
duktionsmittel, Spuren, di e bisher
stabilisierend gewirkt haben und die
jetzt erstmals radikal und system­
überschreitend artikuliert werden.

L Du hast in deinem Referat über
einen neuen Typ von Arbeitskämpfen
gesprochen - LIP, Larzac. Erwitte,
Norditalien. Was kennzeichnet die­
sen neuen Typus?

Brückner: Hier werden zwei Dinge
radikal in Frage gestellt, die über
die Kritik am Privateigentum an
Produktionsmitteln hinausgehen.
Erstens: die spezifische Produktion
wird angegriffen, also was produ­
ziert wird. Zweitens: Kritik an der
Produktionsweise, an der Stellung
der kapitalistischen Produktion im
Lebenszusammenhang. Die Arbei­
ter von LIP haben ein Memorandum
herausgegeben, darin heißt es:
"Uhren sind notwendig in einer Ge­
sellschaft, in der die Zeit die Kate­
gorie ist, in der alle Waren produ­
ziert werden. Wir wollen wieder
lernen, uns nach der Sonne zu rich­
ten. "

L Ist das ein Fortschritt oder ein
Rückschritt? Ich meine, sich wieder
nach der Sonne zu richten hieße doch
von der Natur abhängig zu sein. Be­
steht nicht der Fortschritt darin, bei­
des abzuschütteln, die Gebundenheit
an die Natur und die Gebunden-
heit an den Zeitbegriff des Kapitals.
Das Ziel sollte doch sein,frei über
seine Zeit zu verfügen, und weder
von den Verwertungsbedingungen des
Kapitals, die Arbeitszeit und Freizeit
gleichermaßen strukturieren, noch
von der Natur abhängig zu sein?

Brückner: Ja genau. Aber dazu muß
man sich eben vom rigiden Diktat
des Kapitals über die Zeit befreien,
und das versuchten die Leute von
LIP. Sie haben ihr Leben radi kaI neu
gestaltet und die Trennung in Arbeits­
zeit und Freizeit aufgehoben. Das ist
ja auch bisher immer wieder versucht
worden. Freundschaften haben sich
am Arbeitsplatz gebildet, die in die
Freizeit hineinwirken, oder man ging
gemeinsam ein Bier trinken. Diese
Kommunikationsformen haben sich
in diesen Arbeitskämpfen radikal er­
weitert. Nicht mehr das Leben wur­
de sozusagen als Lückenbüßer der
Produktion angepaßt, sondern die Ar­
beit wurde in das Leben integriert.
Essen, Trinken, Reden, Arbeiten war
bei LIP eine Einheit. Hier zeigen
sich Bedürfnisse, die das Kapital
nicht befriedigen kann, um die sich
die Arbeiter selbst kümmern müssen.
Damit rücken wieder die Technolo­
gien in den Mittelpunkt der Kritik,
denn langsam können sich die Arbei­
ter neue, besser gesagt andere Tech­
niken vorstellen, die nicht am Profit­
streben orientiert sind und die den Ar­
beitern Möglichkeiten zur Entfaltung
bieten. Technologie ist nicht so
wertfrei, wie die Apologeten des
Systems immer behaupten. Der Glau­
be von der Neutralität der Technolo­
gie herrscht übrigens auch in den so­
zialistischen Ländern, die oft gan-
ze Produktionsprozesse unkritisch
vom Westen übernehmen und ihre

E:..: Warum treten diese neuen Ar­
beitskämpfe nur in bestimmten Ge­
genden auf?

Brückner: Dafür gibt es drei Ursachen,
Die erste ist das Vorhandensein star­
ker Kam pfgewerkschaften und m ilitan -;
ter kommunistischer Partei en. Die
Kämpfe selbst spielen sich außerhalb
dieser Institutionen ab, und die KP
steht ihnen auch recht hilflos gegen­
über. Es sieht so aus,als ob es not­
wendig ist, diese Institutionen ein-
mal durchwandert zu haben, bevor
man neue Kampfformen entwickeln
kann, die gekennzeichnet sind durch
die Forderung "sofort". Man will
nicht mehr warten, man will sein

Recht bekommen, nicht erst den En­
keIn soll es besser gehen. Der zwei-
te' hauptSächlich in Norditalien zu
bemerkende Grund ist: militante Ar­
beitskämpfe entstehen oft dort, wo
gerade die erste oder zweite Genera­
tion in den Produktionsprozeß des
Kapitals integriert wird, wo Menschen
aus Agrargegenden absorbiert und
mit dieser neuen, völlig entfremde­
ten Lebensweise konfrontiert werden.

L.:. Wenn das wesentlicher Bestim­
mungsgrund der neuen Arbeitskämpfe
ist, dann gibt es in einigen Jahrzehn ­
ten keine mehr, weil dann in ganz
Europa die ersten Generationen jeder
regionalen Industrialisierung aufge­
sogen sind.
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Brückner: Das ist richtig, aber ich
sage ja nur, daß das ein Merkmal
der gegenwärtigen Kämpfe ist und
nicht, daß es immer nur so sein kann
und immer nur diesen Grund geben
kann. Die dritte Bedingung is t die:
katholische Gegenden sind militanter
als protestantische. Das hängt nicht
mit den kirchlichen Institutionen zu­
sammen' sondern mit der Sozialisa­
tionsform, die durch ihre Religionen
und ihre Ethik vermittelt werden.
Wahrscheinlich auch damit, daß ka­
tholische Gegenden rückständiger
sind als protestantische. Der protestan­
tische Norden ist seit Jahrzehnten in­
dustrialisiert' der katholische Süden
ist oft noch sogenanntes Entwicklungs­
land.

L Es scheint noch eine vierte Be­
dingung zu geben: Alle in Diskussion
stehenden Arbeitskämpfe haben ih­
ren Ausgangspunkt in Verwertungs­
krisen, in Rezessionen. Heißt das, daß
nur in Verwertungskrisen Bewußtsein

und neue Arbeits- und Kampfformen
entwickelt werden könnent Oder ist
es auch möglich, daß die strukturel­
len Krisen, die es im Kapitalismus

ja immer gibt - best immte Bedürf­
nisse können eben auch nicht in der
höchsten Hochkunjunktur befriedigt
werden, wie der Wunsch nach schö­
pferischer Arbeit, nach Selbstbe­
stimmung etc. - zu einer Organisa­
tion der von ihnen Betroffenen führen
können?

Brückner: Die Diskussion, ob Verwer­
tungskrise oder strukturelle Krise,
scheitert am Wichtigsten: das Kampf­
verhalten der Arbeiter ist nicht kal­
kulierbar. Aber im Prinzip gebe ich
dir recht. Konjunktur und Krise sind
das Fundament des Klassenbewußt­
seins der Bourgeoisie, nicht des Pro­
letariats, denn die Bourgeoisie be­
kommt in der Krise Angst, ihre Posi­
tionen zu verlieren, und versucht
mit allen Mitteln sie zu halten. Un­
sere Kritik sollte sich an den struktu -

rellen Krisen des Kapitals festmachen,
daran, daß auch ein starker Kapita­
lismus den Menschen nicht gerecht
wird. Nimm zum Beispiel die Bür­
gerinitiativen wie etwa Wyhl her.
Da erfolgt die totale Integration al­
ler Bevölkerungsschichten im Kampf
gegen das Kernkraftwerk, und in die­
se Bewegung verschmilzt auch der
Kampf um die Aufhebung des Lohnar­
beitsverhältnisses. Ähnlich ist es
beim Kampf der Bauern im Larzac.
Worum immer auch gekämpft wird,
zusammen mit anderen Zielen, ist
Dezentralität, Überschaubarkeit,
geborgener Lebensraum.

Mit Peter Brückner sprach M. K.
(entnommen aus "ROTER BÖRSEN*
KRACH" NI. 5/1976)

Sport als Ideologie
Welche Interessen stehen beim Sport
auf dem Spiel? Wer ist woran inter­
essiert und warum? In diesem Zu­
sammenhang möchte ich Pierre de
Coubertin, den Begründer der Olym­
pischen Spiele, zitieren:

"Nun muß das Leben der proletari­
schen Jugend von der Freude am
Sport durchdrungen werden. Es muß
dies geschehen, weil sie das billig­
ste Vergnügen, das dem Prinzip der
Gleichheit am besten entsprechende,
das wirksamste gegen den Alkohol
und das produktivste an beherrschter
und kontrollierter Energie ist. "

Ich glaube, deutlicher hätte Couber­
tin es uns nicht sagen können. Zu­
rück zum Interesse. Sport hat eine
gesellschaftliche allumfassende Be­
deutung in der heutigen Zeit. Aber
es gibt da gewisse Unterschiede und
zwar, ob Geschäftsleute, Politiker,
Minister, Sportfunktionäre oder die
Zuschauer und Sportler selbst über
das Medium in Begeisterung ausbre­
chen oder sich aufregen. Warum?
Das sei in Kürze hier ausgeführt.
Es liegt ziemlich auf der Hand, daß
sich mit Hilfe des Sports Geld ver-

dienen läßt. Ausrüstung und Rekla­
me mögen zwei Beispiele sein.(Übri-
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gens wurde im Fernsehen neulich
der Werbeeffekt einer führenden
Fußballmannschaft mit einer Million
Schilling pro Jahr beziffert.) Hiermit
ist das u nm i t tel bar e Interesse
der Kapitalisten klargelegt. Warum
wird aber von der Staatsbürokratie
und den Einzelkapitalistm mehr als
dieses unmittelbare Interesse ver­
folgt? Deshalb, weil der Sport eine

große Erziehungsfunktion für unsere
kapitalistische Gesellschaft erfüllt.
Dazu gehört erstens, die Kanalisie­
rung der Aggressionen und Frustra ­

tionen. die die Zuschauer abreagie­
ren, wenn sie passiv die Ware Sport
konsumieren. Am nächsten Tag dür­
fen sie wieder arbeiten gehen. Wei­
ters die Erziehung des Sportlers
selbst, der nach den Normen des



ka pitalistischen Systems trainiert
(Leistung, Disziplin, Egoismus).
Diese Einstellung hat großen Ein-
fluß auf seine Lebenshaltung. Der
Sport gibt ihm ja auch Erfolgser-
lebnisse. wenn er sich an die Aus­
übungsanweisungen hält, also ver­
sucht er, dieses System in seIn gan­
zes Leben zu übertragen. Es wurden

schon empirische Daten über das
systemkonforme Verhalten von Sport­
lern in der BRD erstellt. (Ulrike Pro­
kop: Soziologie der Olympischen
Spiele). Diese Erscheinung gilt all­
gemein für den Sportausübenden,
nicht nur für den Hochleistungssport­
ler . Der Sport bietet ja auch ange b­
lich die Chancengleichheit, auf die
man peinlich bedacht ist, zumindest
auf die Aufrechterhaltung dieser lllu­
sion. Alles ist meßbar; jeder ist den
gleichen Regeln unterworfen, hier
kann er sich bewähren ohne Unter­
schied auf Reliogion. Klasse, Ab­
stammung u. s. w. Darum auch die
gewaltigen Mitte 1 für Dopingkontrol­
len (moderne Geräte um Millionen­
beträge) .

Zur Wahrung der Chancengleichheit
sollte auch der Amateurparagraph
dienen. Früher (Beginn 1800-1830)
konnten nur die reichen Leute (Kin­
der von "besseren" Eltern) Sport be-

Heute beruht die "Chancengleich ­
heit" der Spitzensportler, seien es
nun "Studenten", "Soldaten" oder
Staatsamateure, in Ost oder West
weitgehend auf der Umgehung der
Amateurparagraphen. Sie alle
trainieren nicht abends nach der
Arbeit, sondern täglich 12 und mehr
Stunden. Sie alle werden im Grunde
für ihre sportliche Leistung bezahlt,
auch wenn man es offiziell anders
liest.

Durch die immer weitergehendere
technische Perfektionierung ist der
Unterschied zwischen Spitzensport,
den man sich passiv im Fernsehen
anschaut, und Massensport (in
Österreich praktisch nur das Schi­
fahren) immer größer geworden.
Beide haben aber, wie gezeigt
wurde, dieselbe ideologische Funk­
tion: Sie sollen Eigenschaften ein­
üben, wie sie unsere Gesellschaft
braucht - Disziplin, Gewöhnung an
Leistung und Fitness - und sie sollen
die Illusion der Chancengleichheit
aufrecht erhalten.

Die Arbeiterbewegung der Zwischen­
kriegszeit hat den Massensport inten­
siv gefördert: in erster Linie wohl als
Mittel zur Sicherung der Gesundheit
der arbeitenden Menschen. Heute ist
diese Funktion nicht wirklich erhalten
geblieben. Bleiben wir beim Schi-

fahren: das heute übliche Liftfahren
und Abfahren über präparierte Pisten
ist gefährlich und schädlich für den
Bewegungsapparat. Wie ist es dazu
gekommen? Im Kapitalismus wird
alles zur Ware - auch im Sport. Und
verkaufen kann man nur durch immer
weitergehendere technische Verfeiner­
ung' auch wenn dabei der Mensch
auf der Strecke bleibt.

M.H. *

ERICII MAKOMASK I
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HlIrn: 1040 Wien. Südtirolerplatz 6
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Kampf gegen Atomgiganten ­
Kampf gegen Fortschritt?

SPIEGEl-Anzt'igr (Nr. 47h1n;/S. 17~)

• Oie deutsdlen Elektrizi1ätswerke

Strom hilftordnen.
Stromdarf

nicht knappwerden,

In der März-Nummer von "offensiv
links" habe ich versucht, eine
grundsätzliche politische Einschätz­
ung der Kernenergieproblematik zu
geben. Damit ist aber zum Verständ­
nis von Wesen und Triebkräften der
weltweiten Bewegung gegen die
Kernenergie noch nicht viel beige­
tragen. Es erscheint daher angemes­
sen, sich heute, am Vorabend
größerer öffentlicher Auseinander­
setzungen in unserem Land, einige
grundsätzliche Gedanken über Her­
kunft und Ziele dieser Protestbewe­
gung zu machen.

Meinungsumfragen, diese beliebten
Instrumente bürgerlicher Sozialfor­
schung, haben (auch in ÖSterreich)
folgende Ergebnisse gezeigt: Die
positivste Haltung gegenüber der
Kernenergie sowie technologischen
Neuerungen überhaupt haben Ge­
schäftsleute, Manager, Techniker
und Wissenschafter der "Technokra­
tischen Elite" und auch industrielle
Facharbeiter. Die stärkste Ablehnung
findet man bei der ländlichen Bevöl­
kerung. Daraus kann natürlich sofort
ein bequemer Schluß gezogen werden:
Die kritische Haltung ist einfach auf
Technologiefeindlichkeit und Ma­
schinenstürmerei zurückzuführen. So
stellt sich für die Ideologen der
ka pitalistischen Technokratie das
Problem nur als eines der Erziehung
dar; armen, unwissenden Bevölke­
rungsteilen müssen die Segnungen der

Bundesregierung im Vorjahr nach
den Auseinandersetzungen in Ober­
österreich geplante Informations­
kampagne zur Kernenergie, in der

in öffentlichen Diskussionen Gegner
und Befürworter strittige Fragen er­
örtern sollen, im Herbst dieses
Jahres über die Runden gehen soll.
Die "Initiative Atomenergie", eine
vor allem von Studenten getragene
Bewegung in Wien und einigen Bun­
desländern, hat sich dementsprechend
in einer Veranstaltung am 1. April
auf Kernkraftwerk und Informations­
kampagne eingeschossen und plant in
der Folge bundesweit weitere Aktionen.
Auch vom "Weltbund zum Schutze
des Lebens", einer Art internationa-
ler Dachorganisation von Bürgerinitia­
tiven' sind Aktivitäten zu erwarten.

....
11:
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Bundeskanzler Kreisky gab als
Grund den "Eindruck der weltweiten
Diskussionen und der starken Mei­
nungsbildung in Österreich" an,
während Handelsminister Staribacher
wirtschaftliche Erwägungen verant­
wortlich machte. Im Oktober wurde
dann die Verzögerung um ein wei­
teres Jahr verlängert.

Damit kehrte für eine Weile Ruhe
ins Land ein. Im Augenblick beginnt
die Kontroverse aber wieder höchst
aktiv zu werden, und zwar aus zwei
Gründen: Einerseits wegen der ur­
sprünglich für den Spätsommer
dieses Jahres geplanten Inbetrieb­
nahme des ersten österreichischen
Kernkraftwerkes bei Zwentendorf im
Tullnerfeld (die aber vor wenigen
Wochen aufgrund der Nachlässigkeit
der Erbauer - Teile von Rohrleitun ­
gen entsprachen nicht der österreichi ­
schen Dampfkesselverordnung - um
ein Jahr verschoben werden mußte),
andererseits, weil eine von der
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deshalb brauchenwir
Kemkraftwerke.

Der Anbruch des Atomzeitalters in
Österreich hat sich bisher, gemessen
an den turbulenten Ausei.nander­
setzungen in Westeuropa und den
USA, verhältnismäßig friedlich
vollzogen. Allerdings formieren
sich auch hierzulande schon seit
einiger Zeit die Fronten gegen die
Kernkraftwerke, die von den Geg­
nern als Tod und Verderben spei­
ende Ungetüme, von den Befürwor­
tern - vor allem von der Kernindu­
strie - als Garanten von sauberer
Umwelt und billigem Strom ange­
sehen werden. Nachdem die
"Bürgerinitiative gegen Atomge­
fahren" im Frühjahr 1975 dem
östlich von Linz geplanten Kern­
kraftwerk den Kampf angesagt
hatte und mit der Sammlung von
60.000 Unterschriften und in
öffentlichen Diskussionen große
Aufmerksamkeit erregt hatte - noch
dazu vor den Nationalratswahlen ­
wurde der Baubeginn dieses Kraft­
werkes um ein Jahr verschoben.
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Auch in der Schweiz veröffentlichten dirKKW~er Plakate

DerAushub hat begonnen

Gewalt"_ ~I Lseraugst

Auch die starke Betonung des Um­
weltschutzes läßt sich von diesem
Blickpunkt aus verstehen. Die Um­
welt soll davor bewahrt werden. in
die Hände derjenigen zu fallen, die
sie nur zu ihrem eigenen Nutzen
und auf Kosten der anderen belasten
wollen. Auch hier ist die Motivation

zum Widerstand zunächst bei denen
am stärksten. die überdies auch keine
unmittelbaren kurzfristigen, echten
oder scheinbaren Vorteile erwarten
können.

Bevor ich abschließend auf die zu·
künftigm Perspektiven der Bewe­
gung eingehe. sei noch kurz einiges
über ihre bisherigen Erfolge und
Auswirkungen gesagt. In den USA
hat der Protest eine klar erkennbare
Wirkung auf Sicherheitsstandards und
Genehmigungsverfahren ausgeübt.
Dazu ist allerdings zu bemerken,
daß in diesem Staat die Regierungs­
kontrollen für ihre Nachgiebigkeit
gegenüber der Kernindustrie, weit
mehr als in westeuropäischen
Staaten. berüchtigt waren; daher
könnten die Erfolge auch bloß als
Nachziehen zu den strengeren I

D0

Wir fordern:
Demokratischen Volksentscheid!
Meteorologische Oberexpertise !
Gesamtenergie-Konzeption
ohne vollendeteTatsachen!

Atomkraftwerk·
gelände

Schicht, die sich durch die Entwick­
lung der "großen" Technologie,
Monopolisierung und Zentralisierung
auf lange Sicht in ihren sozialen
Positionen bedroht fühlt und sich von
den damit parallel gehenden gesell­
schaftlichen Veränderungen nichts
positives erwartet. Das zeigt sich
auch daran, daß in den Argumenten
der Kernenergiegegner langfristige
Perspektiven eine sehr wichtige
Rolle spielen und die Sorge um die
Zukunft überWiegt. während die
Befürworter in meist unbegründetem
Zweckoptimismus bezüglich der
technischen Entwicklung sich über
die Zukunft weniger den Kopf zer­
brechen. (In der Tat geht es hier
natürlich nicht um die Einschätzung
technologischen Potentials "an sich",
sondern in der konkreten Situation
im Kapitalismus; und sehr blind muß
hier der sein, der nicht sehen will.
wie Probleme einfach deshalb nicht
die ihnen zukommende Aufmerksam­
keit bekommen, weil sie aus der
Sicht der ?rofitabilität nicht an­
ziehend genug sind. Ich verweise
nur auf die schwere Vernachlässi ­
gung aller mit der Verarbeitung und
Endlagerung radioaktiver Abfälle
zusammenhängender Fragen.)

Zivilisation, die ja auch ihrem
Besten dienen, verständlich gemacht
und nähergebracht werden.

In der Tat läßt sich aber diese
interessenbedingte Einschätzung
leicht als unwahr aufzeigen. zahl­
reiche Kontroversen in der wissen­
schaftlichen Welt dem<JlStrieren
deutlich die Vielzahl von echt noch
nicht gelösten Fragen; viele Wissen·
schafter, die zum Teil selbst am
Ausbau der friedlichen Nutzung der
Kernenergie mitgewirkt hatten, sind
in den Protestbewegungen aktiv und
spielen dort eine maßgebliche Rolle.
(FUr an der Hierarchie bürgerlichen
Wissenschaftsbetriebes fixierte Tech·
nokraten sei gesondert vermerkt,
daß zu den Kritikern auch einige
Nobelpreisträger. Biologen und
Physiker, zählen.) Die ?rotestbewe­
gung ist also zum Großteil nicht
durch technische Ignoranz, sondern
mit Hilfe technischer Expertise
groß geworden. Ein anderer Faktor
ist aber von mindestens ebensolcher
Wichtigkeit. Die Ziele der Bewegung
sind und waren seit ihren Anfängen
auch politische: Aus dem Gefühl
heraus, gegen die Entscheidungen
von Regierungs- und Konzemspitzen
und deren Wissenschaftern machtlos
zu sein und von Entwicklungen ein ­
fach überrollt zu werden, die ihr
eigenes Leben unmittelbar betref­
fen, setzen sich viele Menschen für
größere Durchsichtigkeit von Ent­
scheidungsprozessen (etwa bei den
Genehmigungsverfahren zur Er­
richtung von nuklearen Anlagen)
und für echte Mitsprachemöglich­
keiten, die sich nicht, wie es in der
Deutschen Bundesrepublik oft der
Fall war. auf Alibidiskussionen vor
dem Hintergrund laufender. davon
unbeeinflußter Verfahren beschrän­
ken' ein.

Dabei ist es nicht erstaunlich, wenn
dieses Bewußtsein zuallererst in
Bevölkerungsschichten entsteht, bei
denen die Probleme nicht durch un­
mittelbar zu erhoffende Vorteile
(wie es etwa bei Industriearbeitern
der Fall ist: Sicherung von Ar beits­
plätzen, bessere Verdienstmöglich ­
keiten - in Konjunkturzeiten !)

zeitweilig verdrängt werden. Daher
sind Vertreter der sogenannten Mit­
telklasse, darunter viele Intellek­
tuelle, Studenten und Menschen mit
höherer Schulbildung, einer der
wichtigsten Träger der Bewegung.
Es handelt sich dabei um eine
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gesamtgesellschaftlichen Rahmen
setzen und den Kampf um mehr
Demokratie nicht auf einen engen
Teilbereich beschränken.

Für die Linke, die etwa in der
Bundesrepublik sehr an den Kämpfen
beteiligt war, stellt sich die Aufgabe,
die Protestbewegungen gegen die
Kernenergie nicht einfach als klein­
bürgerlich und systemimmanent
abzutun, sondern, bei voller Ein­
sicht in die Schwächen und Fehler,
das fortschrittliche Potential zu er­
kennen und sich damit auseinander­
zusetzen. Es geht hier nicht darum,
die Bewegung als politisch "falsch"
oder "richtig" abzuklassifizieren,
sondern als Ausdruck unmittel barer
Besorgnisse und Interessen von Men­
schen zu erkennen, von denen viele
auf diese Weise zum ersten Mal die
Auswirkungen des ka pitalistischen
Systems k(,nkret erlebt haben.

Standards anderer Länder interpretiert
werden. In der Bundesrepublik hatten
die Kämpfe etwa um die Kernkraft­
werke WyhI und Kaiseraugst weit
über die betroffenen Räume hinaus
Aufmerksamkeit erregt. Der Bau des
Kraftwerkes Wyhl wurde vom Ver­
waltungsgerichthof Freiburg im März
1975 bis auf weiteres untersagt (die
Auseinandersetzung ist noch heute
im Gang); in Bonn tauchten an­
schließend Gerüchte auf, daß die
Regierung beabsichtige, das Kern­
energieprogramm zu kürzen. Frei­
lich müssen diese Maßnahmen auch
im Lichte einer wirtschaftlichen
Rezession und dem damit verbunde­
nen geringerem Wachstum des Elek­
trizitätsbedarfes gesehen werden.
Eine eingehendere Beschreibung
dieser sowie ähnlicher Ereignisse etwa
in Schweden und Frankreich würde
den Rahmen dieses Artikels sprengen;
es sei zu den Aktionen in der Bundes­
republik nur noch erwähnt, daß

durchwegs Initiativen aus verschie­
denen Orten solidarisch und in Zu­
sammenarbeit handelten und von
einem St. Florian -Prinzip ( "verschon'
mein Haus, zünd' andre an") nichts
zu bemerken war. Dennoch ist
zweifellos ein beträchtlicher Teil
der aktiv Beteiligten unmittelbar
durch die lokale Bedrohung und nicht
durch grundsätzliche Erwägungen

mobilisiert worden.

Die zukünftigen Aussichten der Pro­
testbewegung werden davon abhängen,
wieweit sie imstande sein wird, die
Probleme vordringlich als politische
zu sehen und naive Vorstellungen
über Lösungsmöglichkeiten grund­

sätzlicher Art im Rahmen eines
kapitalistischen Staates über Bord
zu werfen. Der logische Schluß die­
ser Entwicklung wäre gleichsam die
Selbstaufhebung durch das Aufgehen
in fortschrittlichen politischen Be­
wegungen, die ihre Ziele in einem

H. H. *
"Freistaat Christiana":

Das unheilige Experiment

KOPENHAGEN (BLATT110)
10. März

FREISTAAT CBIUSTIANIA

Touristen, insbesondere solchen un­
ter 30, die in der letzten Zeit nach
Kopenhagen kamen, wurde neben
Tivoli und Schloß Christiansborg
eine besondere Kuriosität empfohlen:
"the free town of Christiana", ein
offensichtlich unerhört lustiges so­
ziales Gebilde, das sich durch pas­
sive Resistenz staatlichen und gesell­
schaftlichen Normen entzog, ein
paar Ausgeflippte, mittlerweile 700,
so hört's der Tourist, die 1971 nach
einigen fehlgeschlagenen Häuser be­
setzungen ein ehemaliges Militär­
gelände besetzten, mit dem niemand
etwas anzufangen wußte, und die
man zunächst auch behördlich aner­
kannte (1972 Strom- und Wasser-

liefervertrag).

Im aufgeklärt-liberalen Dänemark,
in dem die Jugend- und Studenten­
bewegung der sechziger Jahre einen
viel größeren Einfluß auch auf die
nachfolgenden Jahrgänge hinterlassen
hat als in vergleichbaren anderen
Ländern, verfolgte man mit Interesse

das "soziale Experiment" von Chri­
stiana, es bestand ein gewisser
Rückhalt und Unterstützung in der
Öffentlichkeit (genaueres über Chri-
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stiana siehe im Kasten mit ID-Be­
richt).

In jüngster Zeit häufen sich aber die
Anzeichen, daß das eigentliche so­
zialdemokratische Musterland Däne­
mark von den weltweiten Krisener­
scheinungen nicht frei bleibt. Eine
enorme Jugendarbeitslosigkeit ist
nur das deutlichste Anzeichen da­
für, wiewohl noch durch staatliche
Sozialmaßnahmen gedämpft. In

diesem Zusammenhang steht auch
der Beginn einer reaktionären Hetze.
die staatlichen DisZiplinierungsmaß­
nahmen Vorschub leisten soll. Diese
richten sich u. a. auch gegen Chri­
stiana. Der Verteidigungsminister
Orla Moller• der für das Gelände zu­

ständig ist, kündigte an, daß am

1. April der Gerichtsvollzieher die
Räumung einleiten werde. Massive
Proteste in der Öffentlichkeit waren

die Folge. 90 Prozent der dänischen
Bevölkerung wissen über das drohen­
de Ende von Christiana Bescheid.
Die Bauarbeitergewerkschaft hat zu­
gesagt, daß zum Abbruch keine Hand
angelegt wird. Frauengruppen aus
ganz Skandinavien haben zugesagt,
die Konfrontation mit der Polizei zu
übernehmen, um den gewaltslosen
Widerstand zu geWährleisten. Öffent­
lichkeitsarbeit wird mittels Schriften,
Radio und Fernsehen gemacht, ein
Jus-Professor der Uni Kopenhagen hat
eine hundertseitige Klage gegen die
Regierung ausgearbeitet. Am 1. April

fand in Christiana eine Großkundge­
bung mit vielen ausländischen Sym­
pathisanten statt.

Die dänischen Sozialdemokraten
schalteten darauf auf Verzögerungs­
taktik, um einer gewaltsamen Kon­
frontation auszuweichen, eine zwei­
bis dreimonatige Räumungsfrist soll
den Christianitern "Bedenkzeit" ge­
ben. Die Solidaritätsbewegung wird
aber dadurch nur größer werden.

In diesem Zusammenhang stellt sich
die Frage, was solche isolierten Be­
wegungen, Errungenschaften und Er­

fahrungen, wie sie etwa die "Slum­
stormer" von Christiana gemacht
haben, im Zusammenhang einer
sozialistischen Strategie bedeuten.
Unterstützt man sie als bloßes Kon­
fliktpotential gegen die bürgerliche
Staatsgewalt oder gesteht man ihnen
darüber hinaus zu, Elemente einer
neuen gesellschaftlichen Subjektivi­
tät' oder banaler gesagt, sozialisti­
sche Gesellschaftsformen vorwegge-

Das besetzte Gelände ist ein ca. 2,5 km langestrecktes WaUge­
lände, auf beiden Seiten des Wassergrabens liegend, verbunden mit
einer Brücke. es ist locker bebaut mit ehemaligen Lagerh.llen
und Werkstätten, die jetzt weitgehend als Wohnräume und neue
Produktionsstätten,mit allerdings friedlicherer Produktion, diene"..
Nur zwei der intgesamt ca. 180 Gebäude waren anflngs ohne v~1

Arbeit bewohnbar zu machen.

Allerdings hatten in der Zeit, in der das Gelände unbenutzt t.9,
Althändler einen großen Teil der Wasser- und Elektro-lnstlll.tK>n
abgebaut und zerstört. Die Lagerhallen boten den Besied.rn die
Möglichkeit, von dem üblichen "Zwei·Zimmer-Kücfte..B.J"·Schema
abzugehen und neue Wohnformen zu probieren. So entstanden
große Gemeinschaftsräume mit unkonventioneller Aufteilung
und ungeahnten NutzungsmöglK=hkeiten. Vtelleicht konnte man
die ersten 50 Besetzer noch ohne grö&ere Schweirigkeiten politisch
einordnen, inzwischen ist d.lS für dte Menge der Christianitter, wie
sie sich selbst nennen, ganz unmögtictl. Es ist auffallend, wie viele
verschiedenartige WeltInEtlau"'"Jrfl in ClYist~nia einen Koexistenz­
modus gefunden halben. Hier n-... sie ,eIernt, steh gegenseitig zu
akzeptieren und zu tcH!rieren. So findet man Anhänger verschie­
denster Religionsriclltungen, - westlicher. östlicher -. Umwelt­
schützer, Biodynamiker und Symplttlisanten von verschiedenen
kommunistischen Gruppen, Vertreter der "Befreiungsfront der
Homosexuellen", die Theatergruppe "Solvogn", eine Gruppe ent·
wK;hener Jugendlicher, eine Menge Individualisten.

Ein Drittel machen die bewußten AboNeicher aus. Das sind Leu
te mit guter Berufsausbildung, die sich auch in der Gelellschaft
behaupten können, dies aber bewußt ablehnen und konlequent
nach neuen Lebensformen suchen.

Das zweite Drittel sind die, die zu Aoweichern gltmlcht worden
sind. Das sind 10 Iche, die MJ~rund von in die.r Ge.lltch1ft ent­
standenen VerNltensstörungen von die.r nur in Gefingnissen
oder Heilanstalten geduldet werden. Diese h.ben in Christiania
wieder zu sich selbst gefunden und sind nun aktive Mitglieder der
Gemeinschaft, Sie sind in dem speziellen Milieu als resozialisiert zu
betrachten, können aber in der übrigen Gesellschaft sicher nicht
unauffällig leben.

Die dritte Gruppe bilden die ganz "Ausgeflippten" - Menschen,
die bisher unter so schwierigen Verhältnissen leben mußten, cNß sie
in die Abhängigkeit von Drogen, in die Krig'linalität und Krankheit
getrieben wurden. Sie sind so 'Neit von ihrem Mitmenschen entfrem·
det, daß sie auch in Christiania, das sie als Zufluchtsstätte aufge­
sucht haben, destruktives und unsoziales Verhalten zeigen, Vielen
von diesen ist es mit der Zeit gelungen, in diesem relativ geschützten
Raum durch die T{ leranz und Hiifsbereits :haft der übrigen Christi­
ania-Bewohner ""ieder Boden unter die F' Je zu bekommen. Aller­
dings gehen einig.. von ihnen auch elendig zu...gl'\lnde. Daran ist
aber nicht das Ch stiania-Milieu sct.uld. Sie si nd von der Polizei,
von der Umwelt, zr. sogar von dem Sozialfürsorgesystem aus ih·
ren Verstecken in Kopenhagen in die Subkultur getrieben worden.
Hier sieht man sie bei Tageslicht, was die Öffentlichkeit kaum er­
tragen kann. Wegen dieser "Ausgeflippten"·Menschen wird Christi­
ania von bestimmten Kreisen erbittert bekämpft.

Ein großer Teil der Christianitter verdient sich seinen Lebensun­
tarhltl in der Sadt Kae-nNgin. der Rest arbeitet im Fr.il'tUt odIr
erhält Ausbildungsbeihilfe, Inv.lidenrente oder ähnliches. Nur 30
bis 40 Bewohner bekommen im Jahresdurchschnitt Sozialhilfe. Es
gibt eine Menge Arbeitsplätze in Christiania.

Man kann alles sein: Bauer, Handwerker, Geschäftsmann, Philo­
soph, Lehrer, Heilpraktiker, Gaukler, Musiker, Künstler,Admini­
strator, Organisator. Arbeiter und was auch immer. Oft ist man
vieles gleichzeitig. Ganz verschiedenartige Betriebriormen findet
man nebeneinander. So leben eine Reihe Leute von Einmannbe­
trieben, wie Kiosken oder Kunsthandwerkstätten, sie .....d.nen
nur für den eigenen Bedarf oder den ihrer Freunde. Weiter gibt es
einige Lokale, die ganz privatwirtschaftlieh ohne Kontrolle über ih·
ren Umsatz geführt werden, Eine andere Kategorie sind kollektiv
organisierte Geschäfte und "'rkstätten, deren eventueller ü~r~
schuß an die Christiani_.meinschaftsk.sse geht, deren Ausrti­
stung zum Teil gemeinschaftlich angelChafft wird und auch von
anderen benutzt werden kann, deren Mitarbeiter denEinheitslohn
von 10 Dkr. (4,30 pro Stunde in DM) be«ommen. Auf die priva­
ten Geschäfte wird ein moralischer Druck ausgeübt. 5-10 % ihres
Überschusses an die Gemeinschafsk,sle abzuführen oder wenigstens
für bestimmte Projekte ab und zu eine große Summe zu spenden.
Der moralische Druck erweist sich als unterschiedlich wirkungsvoll.
andere Sanktionen gibt es auf diesem Gebiet allerdings nicht. Eine
neue Gruppe kann Räume übernehmen und weiter.rbeiten, wenn
die alte Gruppe keine Lust mehr h.t oder in Konkurs geg.ngen ist.

nommen ZU haben? In beiden Fällen
wird man sich ihnen gegenüber höchst
unterschiedlich verhalten. Angenom­
men' das letztere wäre der Fall,

dann steht man vor einer Reihe von
Problemen. Bei diesen weltanschau­
lich verschieden zusammengesetzten
Schichten geht die Gleichung Sozia­
lismus = Organisation + Bewußtsein +

Disziplin nicht auf. Es findet sich
auch nicht die "objektive" Grundla­
ge sozialistischer Produktion, der
geplante Industriesektor , in dessen
Poren individuelle Kreativität von
der Art der Christianiter erst mög­
lich und gesellschaftlich sinnvoll

WIR MÜSSEN DAS GANZE ALS EINE ENTWlCKLUNG
SEHEN

EiniQe blginren virtUeM:tlt dlmit, iN. Situation zu ............
lebensmäBig und wohnungJmillig. Abo< oenlielllicll stinkt GoiIII
doch. und einige zibn WIll odfK gIlhen mit ihren ........ GiMrn
in die GemeinlChaft ein. Aufgllben in ..GMwi~"lind
ehrenamtlich, in einigln bekommt man da Recht -..f freies e....
in der "Gemeintehaft:*ildw" und kostef'llotn Blei im "B.w...s".
Es gibt folgende Gruppon:

1. Die Ökonomiogruppe
2. Oie Inforl"Mttonlll"Uppe
3. Die Verilondlu....._
4. Oie Aktionquppen (Aufräumung, Aufbau und Renovierung)
5. Die G....ndheiUgru_.

AblMllzu entstehen Gruppen nach Bedarf. Die Sozia'lgruPP8, die
Sozi.laktivisten, diS F"auenheer (gewalUole Verteidtgungl, die
Feuerwehr, die Elektrikergruppe, die Toilettengruppe, Festgnlppt:,
Christianias Wachtwehr, Christi.nia, Akttonlthuter. die Theater­
gruppe"Solvognen", die Puppenthe.tergruppe. die Zeichenfilm­
gruppe, die ..Oome-Gruppe" u.'.. Es gibt vii" Möglichkeiten .ktiv
teilzunehmen: lnfonnationskontor, Poltkontor. Krankhtitllmbu­
Iatorium, Kinderglrten, Schule (Pri....tschule). Kirche. YogIzentrum,
Theater und Fest...l, Kino, Duschblri und Sauna. Kolonialwarln­
laden, Reform8:len, K~e, Flohmarkt, RestlUrants. Musik und
To..rulokale, Volksklft"'- Werkstätten: SChuhmacher. Schmiede,
Töpferei, Kerzenzieherei, BiK:br, Möbelrestauration, Druckerei.
Radiotechnik, Z.ichenfilmlteJief. Priv.te Werkstätten oder nich"
kommerzielle Produktion: Lederwaren, Schmuck. Seidendruck,
Stoffdruck, Schneiderei, Weberei, Batik. M.lerei, Bildhauerei, Ku­
pferstisch, Steindruck, Windmühlenexperimente. Oldtimer-Auto­
werkstätte für Kopenhagen, Ford - A - Club.

Außerdem gibt es eine Produktion von gealnden vegetarischen
Süßigkeiten und Lebensmitteln, z.B. veget.rische Frikadellen. Drei
neue Gemeinschaftsaktivitäten sind d.bei, zu wechten.

DIE STRUKTUR DES FREISTAATES

Am Anfang war Christiania ein einheitliches Gebiet, koordiniert
durch Betehlüue, die auf Voll...ersammlungen zustande klmen. In
dem Maße, wie der FreistIat wuchs, wurde dieles System nacl'! und
f\ICtl sinrwntlMrt. In'" R.litit wurdl".iN immer kleinere
Gruppe, die die 8etchlüae ohne Kenntnis der WünlChe der Leute
trlf. Als der Freistaat durch einige Provinzen ...ergrößert wurde, be­
schloß man zu dezentr.lisieren, so daß jedes Wohngebiet Selbstbe­
stimmungsrecht bekam. Heute gibt es Gebiete oder Provinzen.

Die Gebiete rufen seiOst nlCh 'Ied.rf Versammlungen zusammen
und jedes Ge~L!t wählt einen Gebietsk.ssierer, der damit auch Mit­
glied der "GerwimchaftlÖkonomiegruppe" wird. Der G.bi.tsk.ssie­
rer litht jeden Monat pro trwechenen 25 Dkr.( 11 Mark) für Chri­
stiani.s Gemeinsch.ft ein und 50 Okr. für Strom- und W...........·
brauch für das Verteidigungsministerium, fills die Leute bezahlen
können oder wollen.

Probleme. die den gesamten Freistaat betreffen, werden zuerst in
die Gebiete getragen. Oie Versammlungen einberufen. Die Vollver­
sammlung berät dann über die einzelnen Ergebnisse und legt ein
Aktionsprogramm fest. Christianias wichtigste und schnellste Kom­
munikationsform ist die Mund-zu-Mund·Propaganda, Aber auch
Wandzeitungen spielen eine wichtige Rolle. Es gibt drei Zeitungen:
den "Wortklauber", "Christianias Alternative", die "Zeitung des
Volkes". Radio Christiania ist ein eigener Kabelsender, der aber z,Zt.
außer Betrieb ist.

In Christiania leben ca. 60 Kinder. Von denen ist die Hälfte hier
geboren. Die meisten Erwachsenen sind zwischen 15 und 30 Jahre
alt, einige zwischen 30 und SO.

wird. Andererseits realisieren sich
in solchen "befreiten Gebieten" oft

gerade die Momente, die in den
bisherigen Ansätzen eines Hinaus­
gehens über die bürgerliche Gesell­
schaft fehlten: Die Arbeit ist kein

direkter Zwang, sondern kann

weitgehend nach eigenen Bedürfnis­
sen gewählt und entfaltet werden,
schöpferische Fähigkeiten werden
nicht unterdrückt, Probleme, die die
Gesellschaft betreffen, werden in be­
wußter Selbstverwaltung angepackt.

Antikapitalistische Strategie hat es
bis heute nicht geschafft. die ver­
schiedenen antikapitalistischen Be-
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wußtseine zu einer einheitlichen Vor­
stellung von dem zu verschmelzen,
was kommen solL Aber ohne diese
Anstrengung erweisen sich die Tage
nach der großen Umwälzung, wenn
sie den Revolutionären bloß als Pro­
blem der "reinen, politischen Macht"
erscheint, die dann den Aufbau des
Sozialismus garantiert, als Abrech­
nung der Geschichte mit den listig
Betrogenen. Diese Probleme sind
heute in großen Teilen der Arbei-

Rhodesien

terbewegung bewußt, ohne daß sie
gelöst werden. Auch hier können sie
nur an-, nicht aber ausdiskutiert wer­
den.

Was das Schicksal von Christiana be­
trifft, ist es immer noch unklar, ob
die Regierung den Beschluß des Par­
laments (Folketing). "das soziale Ex­
periment ohne unnötige Verzögerung
zu beenden ", wird durchführen kön­
nen. Was nämlich mit den Bewohnern

von Christiana geschehen soll, WCUj

niemand. Und; "1973 beschloß das
damalige Kabinett Jörgersen, einen
Architektenwettbewerb über die künf­
tige bauliche Gestaltung des Reviers
auszuschreiben. Dieser Wettbewerb
fand nicht statt, und es bestehen
auch heute keine klaren Pläne über
die Verwendung des etwa 15 Hektar
großen Areals. " (Neue Zürcher Zei­
tung. vom 2.4.1976.)

Smith vor dem Ende

Israel und Apartheid

Das südliche Afrika ist momentan
die für den Imperialismus gefähr­
detste Zone. Angola und Mozambique
sind frei und vertreten ein fortschritt­
liches antiimperialistisches Programm.
Der WideIStand im von Südafrika
widerrechtlich annektierten Südwest­
afrika (Namibia) ist unübersehbar
und die Lage in Rhodesien wird von
Großbritannien,den USA und Südafri­
ka als so aussichtslos eingeschätzt.
daß sie selbst das Smith -Regime zum

Rücktritt drängen. in der Hoffnung,
so die "gemäßigten" Kräfte des Wi­
derstandes um Nkomo an die Macht
zu bringen und die 'radikalen" Strö­
mungen rechtzeitig auszuschalten.
Sogar für ein solches Monöver scheint
die Zeit abgelaufen zu sein. Das
weiße Rassistenregime macht nicht
einmal Zugeständnisse an die "Ge-
mäßigten". Es ist nur bereit, über
eine schwarze Mehrheitsregierung
im Laufe der nächsten zwanzig Jahre
zu reden •..

Nkomo hoffte, einen friedlichen
etappenweisen Übergang zu einer
schwarzen Regierung durch Verhand ­
lungen mit Smith zu erreichen, er
scheiterte jedoch mit seinem Vorge­
hen. Jetzt fordert auch er zum Gue­
rillakampf auf. Die Organisation
afrikanischer Einheit (GAU) und prak­
tisch alle afrikanischen Staatschefs
(auch diejenigen, die in Angola auf
Seiten der UNITA und FNLA standen)
halten den bewaffneten Kampf für
die einzig erfolgversprechende Per­
spektive in Rhodesien.

Rhodesien ist ebenso wie Angola und
Südafrika ein sehr fruchtbares und
rohstoffreiches Land. Im Gegensatz
zu Namibia. das eher strategisch
wichtig ist, würden multinationale
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Konzerne bei einer Machtübernahme
der "radikalen" ZANU (Nkomo ist
Präsident der ZAPU) vieler profitabler
Quellen verlustig gehen. In Zimbaque
stecken besonders südafrikanisches,
amerikanisches und britisc hes KapitaL
Die südafrikanische Politik gegenüber
Rhodesien ist von einer ganz schönen
Doppelbödigkeit gekennzeichnet.
All das. was sie in ihrem eigenen
Land rechtfertigen, werfen sie Smith
vor. Aber ihre Herrschaft ist stabiler
als die in Rhodesien. sie basiert auf
einer längeren Tradition, einem
größeren Anteil von Weißen als in
Rhodesien. auf einem umfassenderen
Repressionsapparat und auf einer
größeren Unterstützung des westlichen
Auslandes.

Smith hat praktisch keinen Bündnis­

partner mehr. Seine kolonialistische
Politik ist zu "altmodisch ". Die
moderneren, subtileren Methoden der
Ausbeutung sind eher durch ein schwar­
zes Regime gewährleistet. das eine
gewisse Verankerung in der Bevölke-

Die israelische Politik hat wieder
einen großartigen Erfolg zu verzeich ­
nen. Südafrikas Premierminister
Vorster, sein Außenminister Muller
und weitere Prominenz hielten sich
Mitte April in Israel auf. Vorster ist
religiös und daneben ein Kulturmensch.
Er bezeichnete den Besuch als Pilger­
fahrt zu den Heiligen Stätten. Neben­
bei dürfte er noch einen Einkaufs­
bummel gemacht haben. bei dem
ihm im Gespräch mit israelischen

rung besitzt. Der Imperialismus
scheint die Möglichkeiten zu einem
Übergang zu solchen Herrschaftsfor­
men verspielt zu haben. Die Gegen­
sätze innerhalb der Widerstandsbewe­
gung waren nirgends so heftig wie in
Angola. Obwohl die ZAPU vielen
illusionen aufsaß und noch aufsitzt,
kollaborierte sie nie direkt mit Smith,
wie es bei der UNIT A und Portugal
der Fall war.

Die kämpferische Solidarität Mozam­
biques mit dem Befreiungskampf in
Rhodesien, die beispielhafte Wirkung
des erfolgreichen Kampfes der PAIGC,
der MPLA und der FRELIMO strahlen
sicherlich auf den Geist der Wider­
standsbewegung in Rhodesien aus. Den
diversen Anbiederungsversuchen des
Neokolonialismus kann so mit einer
größeren Rückendeckung begegnet wer­

den.

SOLIDARIT ÄT MIT DEM BEFREIUNGS­
KAMPF ZIMBAQUES, SOLIDARITÄT

MIT DER ZANU ! 1! S. H*

Freunden (der Regierung) einfiel, sidJ
einen lang ersehnten Wunsch zu er­
füllen. Israel soll Südafrika mit den
Kampfflugzeugen "KFIR" beliefern.

Israel bezeichnete sich immer als
Gegner der Apartheid. Das Waffenge­
schäft sei bloß von kommerziellen
Gesichtspunkten zu betrachten. Sind
doch die SWAPO in Namibia und der
südafrikanische ANC ebensolche Ter­
roristen wie die Palästinenser und
wagen es. gegenüber "gottbegnade-



die Stützung reaktionärer arabischer
Regimes gegen die palästinensisehe
Bewegung,all das paart sich nahtlos
mit ihren ökonomischen und politi­
sehen Handlungen bezüglich Südafri­
ka , früher Vietnams und der Ausbil­
dung von Polizeitruppen für die reak­
tionärsten afrikanischen Staaten.

ten" Regimes Mehrheitsregierungen,
eigene Staaten oder Rückwanderungen
zu fordern.
Israel übt nicht nur im Nahen Osten
eine BlÜckenkopffunktion für den
Imperialismus aus. Die terroristische
Politik in den besetzten Gebieten,
die offene Einmischung in die Ange­
legenheiten Libanons und Jordaniens,

H.S. *

die Golanhöhen besetzt hat, sind
neun Jahre vergangen und man ist
keinen Schritt weiter gekommen.

In der UN-Sicherheitsresolution vom
29. November 1967 (Nr.242) wird
der Rückzug Israels aus den besetz­
ten Gebieten gefordert.

Israel betreibt eine Politik der Isolie ­
rung und es gibt kaum Zeichen einer
Veränderung. Israels Ministerpräsi­
dent Rabin sieht unruhige Jahre für
den Nahen Osten voraus.

Die Palästinensische Befreiungsbewe­
gung hat auch den jüngsten Plan zur
politischen Lösung eindeutig abge­
lehnt. In einer Stellungnahme zur
Resolution 338, die den Waffenstill­
stand nach dem Oktoberkrieg 1973
und seine politische Lösung auf der
Grundlage der Resolution 242 vor­
sieht, erklärt das Exekutivbüro der
PLO am 22. Oktober 1973 die PLO,
die Anfang 1965 entstand, sei der
Meinung. daß die UN-Entscheidung
sie wenig betrifft. Eine Anerkennung
Israels wird es in den Befreiungsbe­
wegungen nicht geben - das unter­
scheidet sie grundsätzlich von den
kommunistischen und sozialistischen
Parteien Europas, die auf der Grund­
lage der Resolution Nr. 242 der UNO
die Existenz des Staafes Israel nicht
in Frage stellen.

Westbank

Palästina

Besatzungsterror
in Westjordanien

J. G. *
Am "Tag der Erde" hat in Israel die
offizielle im Parlament vertretene
KP den ersten Generalstreik prokla­
miert' der die Trennung zwischen
jüdisehen und ara bischen Israelis
zeigte. Es kam zu schweren Zusam­
menstößen mit der Polizei. Bei dem
eintägigen Generalstreik der arabi­
sehen Minderheit erschoß die israeli­
sehe Polizei sechs Demonstranten
und Hunderte von Demonstranten wur­
den verhaftet. Ursache des Streiks
war die Enteignung von sechs Quadrat­
kilometern Land aus arabischem Be­
sitz. Das Land will die Regierung ­
neben Grund aus jüdischem und
$taatlichem Eigentum - zur Entwick­
1ung Galiläas, des israelischen Nor­
dens, verwenden. Vor allem sollen
mehr jüdische Bürger angesiedelt
werden, da dort die arabische Be­
völkerung in der Überzahl ist. Offen­
sichtlich inspiriert von dem Beispiel

der besetzten Gebiete, wo seit zwei
Monaten fast täglich Unruhen zu
verzeichnen sind. kam es diesmal
in mehreren Orten zu offenem Auf­
ruhr. Von den politischen Führern
der Araber in Israel wird die Land­
enteignung nur als Anlaß für die
Protestaktionen bezeichnet. Als
eigentlicher Grund wird eine allge­
meine Diskriminierung der Araber
in Israel genannt.

Der Plan kam ausgerechnet von den
verständigungsbereiten und konzes­
sionswilligen "Tauben" in IsraeL
Dieser Kreis hatte sich gegen weitere
Ansiedlungen von Juden im besetzten
Gebiet gewehrt und hatten statt des-

sen kolonisatorische Initiativen im
"alten Israel" gefordert.

Seit dem Ende des Juni -Krieges 1967,
in dem Israel die Restgebiete von
Palästina, die Sinai- Halbinsel und
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Lateinamerikanische Perspektiven
Wenn wir zum gegenwärtigen Zeit­
punkt, März 1976, die politische
Landkarte Lateinamerikas mit der
vor etwa drei Jahren vergleichen, so
können wir feststellen, wie das Rosa­
rot der liberalen Hegimes langsam und
manchmal schlagartig dem Schwarz­
braun von faschistischen ,vlilitärdik­
tat uren zum Opfer gefallen ist. Von
Allende (Chile), Juan Jose Tones
(Bolivien), Hector Campora (Argen­
tinien) bis Echeveria (i'vlexiko) und
Hodriguez l.ara (Ekuador) füllIte das
breite Spektrum, das zwischen ernst­
haftem Reformismus und sozialre­
formerischer [)en~agogie schwankte.
Heute sind diese Bestrebungen einem
von den Vereinigten Staaten ausge­
henden Konzept der "Brasilianisierung"
des Kontinentes gewichen: Pinochet
(Chile), Ilanzer ("olivien), Videla
(Argentinicn) iormen zmammen mit
den alteingesessenen Di kta turen
l'ruguays (ßordaberry), Paraguays
(Strössner), Guatemalas, !':ikaraguas
und vor allem Brasiliens ein dichtes
~etz von Kontrollmechanismen,
deren Wirksamkeit auch die verblei­
benden liberaleren Regimes "ie
}..Iexiko, Peru und Venezuela zu einem
von aUI~en klUrn bemerkbaren, aber
im Inneren nmso ~piirbareren Rechts­
rud z,,; ingt.

Die Hoffnungen vieler liberaler
Krdsl~, da;< eine wunds.1tzliche
i\nJeruf,g der sozioökonomischen
Strukturen l.ateinamerikas auf dem

""'ege eine~ siel! immer weiter ent­
v.;ic\<dnden "I)cmokratisierung ohn('
Cev;alt" der politischen Strukt Jlren
in Latcinameril<a bev.irken ließe,
sind damit ebenso fC'hlgeschlagen
wie Ende der sechziger Jahre die

Hoffnung. den kubanischen Weg auf
ganz L.atcinamcrika übertragen zu
können. Wir stehen somit in dieserr,
Kcmtinent am I)eginn einer neuen
Epoche. \v'icder einmal sind \dr auf
der Suche nach einer der gescr,icht­
hcilen Situation ent~prechendenStra­
tegie. ArheitC'r, Bauern und Studenten
diskutieren heute mehr denn je in
selbstkritischen Analysen ihre Be"'e­

gungen, wo bei die Studenten die Bücher
der an Europa und Asien orientierten
Revolutionsliteratur zusehends bei-
seite leger:, um mit freierem Auge
die spezIfische und unmittelbare
Realität ihrer politi~chcn Gemein­
schaften betrachten zu können und die
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Arbeiter nach vielen Erfolgen und
1·...lißerfolgen ihrer ökonomistischen
Kämpfe sich um die Erarbeitung
eines theoretischen Konzeptes be­
mühen. An diesem Schnittpunkt
zwischen Theorie und Praxis steht
der poli tisc he Prozeß fast aller Basis­
organisationen vom Rio Bravo im
Norden :\'Iexikos bis zur Patagonia im
Süden Argentiniens. Wenn wir hier
zunächst einmal versuchen, die mehr
oder minder artikulierten Kämpfe von
der Praxis der Massenorganisationen
aus zu betrachten, so müssen wir
einerseits ihre spezifischen Konfl ikte,
an denen sie gewachsen sind, und
andererseits die sie verbindenden
:vlerkmale herausarbeiten.

Diese Praxü, die uns heute als neu
und zukunftsweisend erscheinen mag,
ist jedoch verankert in einer jahre­
langen Entwicklung, die von vielen
Beobachtern unter viel spektakuläreren
Ereignissen übersehen wurde. So ist
z. B. der jahrelange Kampf der boli­
vianischen Bergwerksarbeiter seit
]965 überdeckt worden durch die
tragische Repression der Guerilla von
Ernesto ehe Guevara. Zu einer Zeit,
als die linke Öffentlichkeit die Nach­
richten vom heroischen Kampf und
Tod von Camillo Tones verfolgte,
sc henkte si e einer Ba uernorganisation,
die zur gleichen Zeit in Kolumbien
ent,tand, so gut wie keine Aufmerk­
samkeit. Es handelte sich dabei um
die "assoGiacion nacional de usuarios
campesinos de Colombia" (ANUC­
;'~ationale Vereinigung der kolumbia­
nischen Landarbeiter und Bauern),
die heute mehr als 2 Millionen Men­
schen (ca. 20 %der arbeitenden
LanJbevölkerung) in sic h vereinigen
kann. Während 1971 die Weltpresse
durch die Entführung des Botschafters

von Spreti in Atem gehalten wurde,

begannen ein paar guatemaltekische
Arbeiter in ihren Dörfern, die Indios
in Ba uernligen zu organisieren. Hätte
es diese Ligen nicht gegeben, so
wäre für die Bewohner der Elends­
viertd nach dem Erdbeben im Jänner
dieses Jahres in Guatemala City
kaum eine T\töglichkeit geblieben,
ihr Cberleben zu organisieren. Allen
diesen 8asisorganisationen ist gemein­
sam, dal~ sie aus einer konkreten
N0twendigkeit der Befriedigung der
materiellen ßedürinisse entstanden
sind und graduell, Schritt für Schritt,

die Notwendigkeit eines politischen
Kampfes an ihrem eigenen Leib
erfahren haben. Während sich in den
Aulen der Universitäten viele der
Studentenorganisationen, die sich von
vorherein als politisch -ideologisch

organisierten, manchmal durch
innere Zerwürfnisse, manchmal
durch vorschnelle Aktionen aufrieben,
kann man bei fast allen unabhängigen
Gewerkschaften, Bauernligen und
Einwohnerkommissionen in den
Elendsvierteln der Städte ein steti­
ges Anwachsen der Quantität ihrer
Mitglieder und der Qualität ihres
politischen Bewußtseins feststellen.

Für die tägliche Praxis der Basisorga­
nisationen ist die Verwirklichung der
sozialistischen Idee in den eigenen
Reihen ein ebenso starkes Gebot wie
der Kampf gegen die Ausbeuter. Die
Strategie des bewaffneten Kampfes
kann daher nicht das Resultat einer
Formel sein, auch nicht die Anord­
nung irgendeines noch so heldenhaf­
ten Führers, sie muß sich organisch
aus dem politischen Prozeß entwickeln.
Deshalb sind die Montaneros I
(peronistische Jugend) streng darauf
bedacht. daß jede einzelne ihrer
oft sehr starken militärischen Aktionen
(wie etwa die Entführung und Hin­
richtung durch ein Volksgericht von
faschistisc hen Staats präSidenten,
Bürgermeistern usw. ) sich auf eine
wohlwollende Haltung der Bevölke­
rung stützt.

So wie mit dem bewaffneten Kampf
verhält es sich mit allen übrigen
Strategien. Um Revolution zu
machen, das wußte schon Marx,

müssen die subjektiven Faktoren
mindestens ebenso berücksichtigt
werden wie die objektiven. Einen
Streik anzukündigen, kann dann,
wenn nicht genügend politische Ar­
beit an der Basis gc1eistet worden ist,
ein schwerer Fehler sein, der Aufruf
zu einer Schweige.minute hingegen
sinnvoll, obwohl das erstere als die
revolutionärere Handlung erscheint.
"Ni'~guna acciones revolucionaria
sin conciencia revolucionaria"
(Es gibt keine revolutionäre Aktion
ohne revolutionäres Bewußtsein) ist
einer der Leits prüche des latein­
amerikanischen Prozesses.

Bewußtsein ist jedoch nicht gleich­
bedeutend mit Ausdrucksfähigkeit.



Putsch in Argentinien

Die fast kampflose Hinnahme des
Militärputsches bedeutet zweifellos

Die Machtübernahme der Militärs
ist Folge einer sich immer mehr zu­
spitzenden politischen, wirtschaftli ­
chen und sozialen Krise des Landes
(Inflationsrate von ca. 2 '10 pro Tag,
schwindende Devisenreserven; mili­
tante Arbeiterklasse, zunehmende
Guerillaaktivität) einerseits und des
allmählichen Schwindens der Illu­
sionen der Massen in die klassenver­
söhnlerische Ideologie des Peronismus
andererseits. Letzteres erklärt auch,
warum der Aufruf zum Generalstreik
durch die peronistische Gewer k­
schaftsbürokratie ohne Resonanz
blieb.

*L. G.

gut vorbereiteten militärischen Ak­
tionen ab. Vermutlich wäre Nika­
ragua schon heute ein sozialistisches
Land, wenn es nicht zu einer direkten
Intervention der in Panama statio­
nierten US-Flotte gekommen wäre,
eine Tatsache, die bis heute in der
internationalen Presse verschwiegen
wurde. Eines der wichtigsten Nah-
ziele des Kam pfes in Nikaragua sieht
die FSLN daher in der internationalen I

Solidaritätsarbeit, die darauf ge- I'

richtet sein soll, die USA durch inter -

nationalen Druck zum Abzug ihrer
Marinetruppen aus Nikaragua zu
zwingen. Damit wäre sicherlich der
vierzigjährigen Diktatur ein Ende
bereitet, Somoza ein toter Mann und
es könnte zum Aufbau eines zweiten
sozialistischen Landes in Latein­
amerika kommen.

Seit dem 24. März gibt es in Latein­
amerika eine neue Militärdiktatur.
Die Armee führte den lange erwar­
teten Putsch durch, ohne daß es zu
größeren Widerstandaktionen der
Arbeiterklasse gekommen wäre. Die
aus den Befehlshabern der drei
Waffengattungen gebildete Junta

(an ihrer Spitze Generalleutnant
Videla) rief sofort den Belagerungs­
zustand im ganzen Lande aus,

schaffte das Streikrecht ab, verbot
die Gewerkschaften und die Parteien
der Arbeiterbewegung (mit Ausnahme
der moskauorientierten KP, die den
Putsch als "Schritt nach vorne" be­
grüßte) und ließ mindestens 3000
Aktivisten der Arbeiterbewegung
sowie die im Land gebliebenen Ge­
werkschaftsführer verhaften.

Nationale sandinistische Befreiungs­
front) nannte. Bis Ende 1974 durch­
schritt diese Organisation den langen
und mühsamen Aufbauprozeß nach
den strategischen Vorstellungen, wie
wir sie oben angedeutet haben. An­

fang 1975 war sie dann plötzlich
ganz da; erst jetzt konnte sie es sich
leisten, zur Offensive überzugehen.
Sie entführte von einem Diner, das
zu Ehren des amerikanischen Bot­
schafters gegeben wurde, etwa zehn
der die Politik Nikaraguas bestimmen­
den Persönlichkeiten, unter ihnen
einen amerikanischen Konsul und
einige Mitglieder der Familie Somo­
za. Bedingung für deren Freilassung

war die Veröffentlichung eines Auf­
rufes an die Bevölkerung, sich zum
Widerstand gegen die Somoza zu­
sammenzuschließen und (eine sehr
geschickte Forderung) das Gehalt
der einfachen Soldaten zu vervier­
fachen. Deshalb gelang es ihnen mit
einem Schlag, weite Teile in der
Armee zu neutralisieren, während sie
in einer großangelegten Aktion etwa
ein Viertel des nördlichen Terri­
toriums besetzten. Die in jahrzehnte­
langer Basisarbeit politisierten Bauern
und Arbeiter gingen auf die Stra3e
und und lenkten dadurch immer
wieder in gezieHen Bewegungen die
Aufmerksamkeit der Armee von den

Davon wissen die hunderttausenden
analphabetischen Bauern ein Lied zu
singen, wenn sie in wortkarger Hal­
tung, kaum bekleidet und nur mit
einer Machete (ihrem Arbeitsinstru­
ment) bewaffnet, irgendwo zu
Hunderten auftauchen. Wenn man sie
fragt, warum sie kämpfen, schreien
sie oft nur zwei Worte zur ideologi­
schen Rechtfertigung ihres Kampfes
heraus, nämlich "basta ia!" (Es

ist genug!). Diese Bauern zeigten
sich bei ihrer aktiven Unterstützung
von Kämpfen, wie den an der
Nationaluniversität in Mexiko 1968,
weitaus stärker, geeinter und ge­
festigter als viele der redegewandten
Berufrevolutionär e versc hiedener
politischer Parteien. "Der spontane
Enthusiasmus ist kurz, der Kampf
ist lang", ist eine Weisheit, zu der
sich viele erst nach vielen Niederla­
gen durchringen mußten.

NIKARAGUA

Seit 40 Jahren steht dieses Land unter
der Diktatur, und fast könnte man
sagen, dem Privateigentum einer
einzigen Familie, Somoza. Der

Diktator Somoza kontrolliert nicht
nur die Mehrzahl der mit dem Aus­
land abgeschlossenen Lizenzverträge,
er ist nicht nur Privateigentümer von
drei Vierteln des Landes der Haupt­
stadt Managua, er ist auch der be­
deutendste Polizist der USA im
lateinamerikanischen Raum. In den
dreißiger Jahren ermordete er den
ersten Guerillakämpfer Amerikas,
Augusto Cesar Sandino, mit dem er
sich zuvor auf opportunistische Art
und Weise verbündet hatte, und
1954 lieferte er die von den USA
bereitgestellten Waffen für den
Putsch gegen die liberale Regierung
Guzman Arbenz in Guatemala. 1973,
einige Tage nach dem Erdbeben,
das die Hauptstadt Managua fast
völlig zerstört hatte, rief er sich
zum Präsidenten des comite de
emergencia aus, das alle a usländi­
schen Hilfeleistungen an die Bevöl­
kerung Nikaraguas zusammenraffte,
ohne sie weiterzuleiten. Gegen dieses
blutrünstige Regime entwickelte sich
seit 1952 eine Organisation, die aus
Bauern, Arbeitern und Studenten
bestand und die sich nach ihrem
großen Vorbild "frente sandinista
de liberacion nacional" (FSLN -
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Während des Indochina-Krieges dien­
te Thailand den US-Truppen als
"größter Flugzeugträger" auf dem
Festland für ihre militärische Aggres­
sion. Rund 50.000 US-Soldaten und
"Berater" waren im riesigen Compu­
terzentrum in Ram usen mit verschie­
denen Radar- und Nachrichtenstatio­
nen ausgestattet und im Luftwaffen­
stützpunkt Utapao stationiert. Die
US - Abhöranlagen in Nordthailand
dienten und dienen bis zum heutigen
Tag zur Üherwachung des Funk- und
Flugyerkehrs über ganz Indochina bis
ins chinesische Gebiet hinein. Die
USA honorierten die schon sprich­
wörtlich gewordene thailändische
Gastfreundschaft mit viel Dollars und
innenpclitischer Einmischung. Die
Regierung Ford hat trotz aller inzwi­
sehen aufgetretenen "Mißverständnisse"

im Haushalt 1977 für Thailand 51,5

Millionen Dollar Militär- und Ent­
wicklungshilfe beantragt.

Nach der Niederlage der USA und
der von ihnen gestützten Marionetten­
regimes in Südvietnam und Kambod­
scha' sowie nach der etwas später er­
folgten Machtübernahme in Laos durch
die Pathet Lao, geriet die korrupte
Milit ärjunta in Thailand zunehmend
unter innenpclitischen Druck und
außenpclitischen Zugzwang. Der blu­
tig niedergeschlagene Aufstand der
Studenten 1973 in Bangkok führte
schließlich doch zum Sturz der Mili­
tärjunta. Bei den darauffolgenden
ersten Parlamentswahlen in der Ge­
schichte Thailands gelang es Kukrit
Pramoj, eine Mitte-Links-Koalitions­
regierung auf die Beine zu stellen,
die u.a. den neuen außenpolitischen
Realitäten in Indochina Rechnung zu
tragen versuchte. An die USA wurde
die fast ultimative Aufforderung ge­
richtet, ihre Basen bis April 1976
zu räumen. Diese Politik stieß auf
heftigen Widerstand innerhalb der
nach wie vor mächtigen und einfluß­
reichen Militärs und der herrschen­
den Oberschicht. Daher entschloß

Thailand

Der
nächste
Domino­
stein?

H.K. *

Perons aus dem Exil und eine schein­
bare Liberalisierung geblieben, um
die wachsende Militanz der Arbei­
terklasse einzudämmen. Nach dem
Scheitern dieser Variante ist zu be­
fürchten. daß die unmittelbare
Zukunft eine weitere Verse härfung
der Repression und eine Annäherung
an chilenische Zustände bringen
wird. Denn die katastrophale Situa­
tion der Wirtschaft Argentiniens läßt
keinerlei Spielraum für Zugeständ­
nisse an die Arbeiterklasse.

Die Gefahr, daß sich die Befürworter

eines Regimes totaler Repression
innerhalb des Militärs durchsetzen
werden, wächst. Denn es wird immer
klarer, daß die gegenwärtig erreichte
Stufe der Unterdrückung nicht aus­
reicht, um das erklärte Ziel des Put­
sches, die "Beseitigung der Subversion "r

zu erreichen und die in den Massen I
verankerten Guerillas der Montoneros
und der ERP auszuschalten.

Daß sich die argentinischen Arbeiter
von einem argentinischen Pinochet
ebenso kampflos abschlachten lassen
würden, wie sie Videlas Putsch hinge­
nommen haben, ist ziemlich unwahr­
scheinlich.

Si e \" erden dem konzertierten Angriff
von Militär I Agraroligarchie und Aus­
landskapital mit umso größerer Aus­
sicht auf Erfolg Widerstand leisten
können, je eher und vollständiger sie
sich von den Res ten peronistischen

Gedankenguts befreien und der Her­
stellung der Klasseneinheit auf poli­
tisch autonomer Basis annähern.
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eine beträchtliche Verschlechterung
des Kräfteverhältnisses fUr die Ar bei­
terbewegung in ganz Lateinamerika
~o\\'ie unmittelbar eine "'eitere
Schwächung der argentinischen Ar­
beiterklasse.
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Der Preis beträgt für das Inland: S 50, - (inkl, Porto)
für das Ausland: S 50. - (exkl, Porto)

Ich möchte gerne "offensi\' links" für ein Jahr abonnieren

Bestelll(.arte für ~~offensiv links"

Aber die amländi~chen Konzerne,
die bereits einen neuen Markt ftir
profitable Investitionen wittern,
freuen ~ich zu früh' Um ein "gtinsti­
ge~ Investitionsklima " zu schaffen,
\,' äre eine enorme Senkung des Le­
bensstandards der arbeitenden Massen

Argentiniens erforderlic h. wogegen
sich diese erst im Juni 1975 durch
einen Generalstreik erfolgreich zu
wehren verstanden hatten.

1040 WIEN. BELVEDEREGASSE 10 schicken.

Keinem der bisherigen Militärregimes
ist es gelungen, den Widerstand der
argentinischen Arbeiterbewegung zu
brechen. 1973 "'ar dem Militär als
letzter Ausweg nur die RUckberufung

,
I,L ~~. . •••
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Z.P.*

sich Kukrit Pramoj das Parlament
frühzeitig aufzulösen und fUr den
4. April 1976 Wahlen auszuschrei­
ben, aus denen er mit seinen Koali­
tionspartnern gestärkt hervorzuge­
hen hoffte. Die Rechnung ging nicht
auf. Kukrit scheiterte an seinem
eigenen Wahlkreis in Bangkok, wo die

Methoden der Rechnung die günstig­
sten Entfaltungsmäglichkeiten hat­
ten:Bestechung und Terror. Über 40 To­
desopfer und zahllose Schwerverletz ­
te forderte der "Wahlkampf", vorwie­
gend unter Anhängern der Linken,
vor allem der "Nationalen Studenten­
union ". Die von der thailändischen
Armee und dem CIA finanzierten und
mit Waffen bestens ausgerüsteten
"Roten Büffel" (der Name täuscht,
sie sind vielleicht Büffel, aber alles
andere als rot), die Jugendorgani­
sation der ultrarechten "Nava pol "
warfen Bomben unter demonstrieren­
de Studenten und ermordeten nach
vorheriger schriftlicher Ankündigung
unter anderem den Vorsitzenden der
Sozialistischen Partei Thailands. Die
Wahlen gewann Kukrits älterer Bru ­
der Pramoj, der mit seinem jüngeren
Bruder nur den Namen teilt, politisch
aber die Hoffnungen der Militärs, der
Oberschicht und der USA repräsen­
tiert. Nach der Vereidigung Seni
Pramojs am 15. April wird er den
Wünschen der Reaktion und der USA
entsprechend über den Abzug bzw.
die rechtlichen Modalitäten der US­
Basen neu verhandeln.

Dieser Sieg der US-orientierten Kräf­
te in Thailand dürfte sich aber sehr
bald in sein Gegenteil verkehren,
den Fall des nächsten Dominosteines
in Südostasien nur beschleunigen.
Denn mit dem politischen Rechts-
ruck und dem sicherlich zu erwarten­

den verstärkten Eingreifen der ein­
heimischen Militärs und der USA in
die In - und Außenpolitik Thailands,
hat die thailändische Kompradoren­
bourgeoisie die Chance verpaßt,
noch einmal, wie schon sooft zuvor
in der Geschichte Thailands, durch
eine geschickte Anpassungpolitik
ihrem Untergang zu entgehen. (Thai­
land entzog sich durch eine blenden­
de Diplomatie der Unterwerfung
durch die englische und französische
Kolonialherrschaft. Thailand konnte
sich aus dem Zweiten Weltkrieg her­
aushalten, trat aber formal an
der Seite der zunächst siegreichen
Japaner in den Krieg ein und be­
endete ihn ebenfallS durch diplo-

matisches Geschick an der Seite
der siegreichen USA!)

Was Thailand mehr noch als die US­
Basen fUr eine friedliche Entwicklung

und gute Nachbarschaft in Indochina
untragbar macht, ist die Tatsache,
daß es selber Söldnertruppen fUr die
US-Aggression in Laos und Kambod­
scha zur Verfügung stellte und von
heute auf morgen mehr denn je sei­
ne Hand in allen subversiven Aktio­
nen im laotischen und kambodscha­
nischen Grenzgebiet haben wird.

Das Land steht außerdem vor größe­
ren inneren Problemen und Konflik­
ten. Es zählt über eine Million Ar­
beitslose. Im Norden kämpfen die
Guerilla-Verbände der verbotenen
Kommunistischen Partei, jetzt mehr
als früher von Vietnam unterstützt.
(Die VR-China unternahm bis jetzt
in Burma und Malaysa wenig oder
nichts zur Unterstützung der Guerilla­
bewegungen. Mao erteilte noch Kri-

tik Pramoj anläßlich dessen Besuchs
in Peking weise Ratschläge, wie
Pramoj das Problem mit den Kommu­
nisten in Thailand lösen körmte. Vor
ihrer Tötung riet Mao ab, wie Pra­
moj ohne Dementi seitens der Chine­
sen berichtete, da man damit nur Märty-
rer aus den Leuten mache. Mao be­
klagte sich, daß noch keiner von
der "sehr kleinen" kommunistischen
Partei Kambodschas bei ihm seine
Aufwartung gemacht habe. Anläßlich
der blutigen Auseinandersetzungen
Ende März wegen des Auszugs der
US-Truppen aus Thailand ließ die
chinesische Außenstelle ihre Beunruhi­
gung verlautbaren über den Rückzug
der USA aus Indochina und bekräftig­
te ihr Interesse an deren weiterem
Verbleib. Da Vietnam als neue indo­
chinesische "Großmacht" seine Un­
terstützung der thailändischen Gueril­
la über Laos verstärkt, wird Chinas
Reaktion in der Folge die gleiche
sein, wie bei früheren ähnlichen Fäl­
len: es wird versuchen, im Falle des
Stärkerwerdens der Guerillabewe-
gung in Thailand durch verstärkte
Unterstützung Einfluß zu gewinnen.
So manche Panne bei den Waffen­
lieferungen an Nord-Vietnam wird

heute verständlich, es wird klar,
warum die Sowjetunion viel eifriger
bei der Unterstützung der Vietname­
sen war und in Kambodscha vollkom­
men passiv blieb :während die kam­
bodschanische Khmer vollkommen
auf maoistischem Kurs waren, wuchs

in einem wiedervereinigten Vietnam,
das durchaus seiner Eigenständigkelt
in allen politischen Fragen bewußt
war, eine gewisse Konkurrenzmacht
in Südostasien heran, die weder voll­
kommen auf chinesischen Kurs gehen,
noch sich neutralisieren lassen wUrde.
der in manchen Zügen fast skurill
scheinende Kim-n-Sungismus in Nord­
korea ist nicht, wie es manchmal an­
genommen wird, die Übertragung des
maoistischen Personenkults ins Korea­
nische, sondern im Gegenteil die über­

betonte nationale und politische Ab­
schirmung gegenüber beiden großen
sozialistischen Bruderrnächten . Dies
sei hier nur kursorisch vermerkt. In
der kommenden gründlicheren Be­
handlung dieser Länder und ihrer
Politik werden wir darauf ausführlicher
zurückkommen.

Vor allem die Studenten und zahlrei­
chen Linksintellektuellen, die nun
damit rechnen müssen, daß der Ter­
ror der rechten Gruppen durch die
neue Regierung sanktioniert werden
könnte, werden sich in noch größerer
Zahl als bisher der Kommunistischen
Partei im Untergrund anschließen.
Im Süden wächst die Sezessionsbewe­
gung der Muslims, die ihrerseits mit

den malaysischen Guerillaverbänden
sympathisieren.

Die indochinesische Revolution, das
südostasiatische Domino ist noch lan­
ge nicht abgeschlossen.
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1. Mai: Gemeinsam demonstrieren!

VERANSTALTUNG in Graz

DIE ANGRIFFE DER UNTERNEHMER
ABWEHREN

Erstmals seit den bewegten fünfziger
Jahren müssen die Arbeiter und An­
gestellten Reallohnverluste hinneh­
men. Eine Teuerungs- und Belastungs­
welle überrollt Österreich. Die Krise
des kapitalistischen Systems wird wie­
der einmal zur Gänze der Arbeiter­
schaft aufgebürdet. Die Unternehmer
jammern, schüren die Krisenangst
und holen sich Extraprofite durch die
Krise, die sie all ein zu verant­
worten haben.

Die SP-Regierung und auch der ÖGB
macht ihnen dazu die Mauer. Zuerst

stiegen sie kräftig auf die Lohnbrem­
se, um angeblich Arbeitsplätze zu

erhalten, dann kündigte Androsch
stolz seine "Milliardengeschenke "
an die Wirtschaft an. Geschenke,
deren Ausma ß sogar der ÖVP die Re­
de verschlug. Milliarden, über deren
Verwendung ausschließlich die
U nt ern eh m er entscheiden, über
die die Arbeiterschaft zur Zeit nicht
die geringste Kontroll- und Ent­
scheidungsmöglichkeit hat.

Die einzige Möglichkeit,dieser Poli­
tik Widerstand entgegenzusetzen,
ist der ge m ein sam e Kam p f
der Arbeiter und Angestell­
te n, um sowohl den Unternehmern
zu zeigen, daß sie nicht bereit sind,
sich weiterhin schröpfen zu lassen,
als auc h den ÖGB zu einer neuen,
kämpferischen Politik zu zwingen.

DIE MINDERI-lEITENFESTSTELLUNG
MUSS WEG

Die SP-Regierung hat in Kärnten den
reaktionärsten Kräften nachgegeben.
Damit soll wohl die "Öffnung der
Partei" dokumentiert werden. Die
Slowenenfrage soll zu einer "lokalen
Frage" heruntergespielt werden. Doch
wer es zuläßt, daß eine Miriderheit
unterdrückt wird, ebnet der Reaktion
den Weg.

Wer so "Ruhe und Ordnung" retten
will, ermöglichst den reaktionärsten
Kräften in ÖSterreich,Einfl uß in der
Arbeiterschaft zu gewinnen und
schwächt damit die Arbeiterbewegung.
Das hat die Vergangenheit oft genug
bewiesen. Daher gilt unsere Solidari­
tät den unterdrückten Minderheiten
in ÖSterreich. Der Kampf gegen die
Minderheitsfeststellung ist daher
nicht nur ein Kampf der Slowenen
sondern unser gemeinsamer Kampf.

FÜR INTERNATIONALE
SOLIDARITÄT - FÜR SOZIALISTISCHE
ALTERNATIVEN

Nach wie vor ist der 1. Mai der inter­
nationale Kampftag der Arbeiterschaft.
Der 1. Mai 1976 ist ein roter 1. Mai:
In Afrika und Asien haben die Befrei­
ungsbewegungen große Siege errun­
gen. In Lateinamerika wächst der
Widerstand gegen die repressiven
Militärregimes. In Portugal und Spa­
nien kämpft die Arbeiterschaft gegen
die Versuche der Reaktion, das Rad
der Geschichte zurückzudrehen.
In Italien und Frankreich mobili ­
siert sich die Linke, um neue Alter­
nativen zu entwickeln.

PoLitische Referate

ARAUCO (chilenische Politgruppe)

JUAN &JOSE (spanische Politduo)

Film, Literatur, Buffet

Ihnen gilt unsere Solidarität.
Wir wissen, daß jeder Fortschritt, den
die sozialistischen Kräfte erkämpfen,
auch ein Sieg für uns ist.

Unsere Solidarität gilt aber auch den
oppositionellen Kräften in den ost­
europäischen Ländern, die trotz Ver­
folgung und Verleumdung die Fahne
des Sozialismus hochhalten.

S.M. *
MITTWOCH, 28.4. 18.30 UHR,

KOSAKENG. 8, (ARBEITERKAMMER - ÖGB,)
NÄHE SÜOTIROLERPLATZ

In diesem weltweiten Kampf für
sozialistische Alternativen wollen
wir unseren, wenn auch kleinen,
Beitrag leisten.



Geöffnet ab 19 Uhr * Diskussions- und Vortragsbeginn 19.30 Uhr

1020 Wien, Odeongasse 1 (Ecke Große Mohrengasse), Telefon: 24 70 402

1.5.
SAMSTAG

2.5.
SONNTAG

1.5.
1=RFTTAG

8.5.
SAMSTAG

9.5.
SONNTAG

14.5.
FREITAG

15.5.
SAMSTAG

16.5.
SONNTAG

21.5.
FREITAG

22.5.
SAMSTAG

23.5.
SONNTAG

MAI FES T ab 16 Uhr

TECHNISCHE INTELLIGENZ in
AUSBILDUNG und BERUF
PORTUGAL nach den WAHLEN

Edmund Kreitmayer Wo Z u K ab are t t ?
Die Miseredeutschsprachiger Kleinkunst (Teil 2)

2 Jahre Hochschulgruppe der föj -bfs:
Rückblick und Perspektiven Referenten: Goldberg/Hirsch/Langbein/Steiner

Zur Strategie der KPI
Gruppe Land:ALTERNATIVEN

Probleme der österreichischen Bauern

Diskussion mit dem VSM (HochschulpolitikJ

Kampf gegen Atomgiganten ­
Kampf gegen den Fortschritt ?

Referent: Helmut Hirsch

SOMMERFEST
Wissenschaft und Kapital



Lieher Leser,

Sie erhalten hiemit eine Probenummer der Mnnatszeitschrift

"offensiv links" .Sie wird von der föj-BE iEC;UNG FUn. 30ZIALIS,lUS

herausgegehen.Sie ist jedoch entschieden kein Z~ntr210rqan,

sondern stellt sich den Anspruch, rlurch genaue Information

allen kritischen und sozialistisch denkenden Menschen Denk-

anstöße zu liefern.

Deswegen soll sie aher keine theoretische Zeitung sein. Zu

nationalen und internationalen Fragen will sie praktisch-tagesbezogcn

Stellung nehmen, aber trotzdem den nötigen politisch..:n Bezug

herstellen.Entgegen linkssektiererisch~nGepflogenheiten aber

wird nicht versucht, Ereignisse in ein~schon-g€wußtes theoreti-

sches Korsett zu stecken. In erster Linie will "offensiv links"

informieren.

Freilich kostet die Hf..rstellunq von "offensiv links" Geld.

Durch ein Abonnement helfen Sie uns, die Herausgabe uno monat-

liclle Erscheinunqsweise zu gew~hrleisten. Sie selbst sichern

sich dadruch den regelmäßigen Bezug. Das Abonnement kostet

für den jährlichen Bezug (10 - 12 Numm~rn) S 50.-.

Mit freunflichen GrUßen

Redaktinn "off~nsiv links"
Vertrieb :1040 Wie n

Belvederegasse 10
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